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„Ich bin neu in der MIT, weil …

Zusammen mit ihren Eltern kam Lucia Ba-
trnek (51) als 8-jähriges Kind aus Italien 
nach Deutschland. Nach Absolvieren der 
Mittleren Reife arbeitete sie im Einzel-
handel. Erst nach der Hochzeit und der 
Geburt ihrer ersten Tochter entschied sie 
sich für eine Ausbildung zur Finanzbuch-
halterin und stieg nach dem Schulbeginn 
ihrer zweiten Tochter ins Familienunter-
nehmen ein. Internationale Transporte 
Batrnek bietet mit seinem Fuhrpark vom 
Pkw für Expressfahrten bis zum Sattel-
zug für 34 Stellplätze eine große Vielfalt 
an Transportmöglichkeiten europaweit 
an. Bei insgesamt 59 Mitarbeitenden 
verantwortet Batrnek hier Personal und 
Buchhaltung, vertretungsweise springt 
sie aber auch selbst als Fahrerin ein.

In ihrer Freizeit kümmert sie sich um das 
Wohl ihrer Familie einschließlich 
Familienhund und engagiert sich darüber 
hinaus gerne ehrenamtlich für soziale 
Projekte. 

Lucia Batrnek,

info-l@batrnek-transporte.de,

batrnek-transporte.de

Lucia Batrnek
Finanzbuchhalterin

MIT Ludwigsburg

„… ich mir Erfahrungsaustausch 
und Informationen in der regio-
nalen und überregionalen Politik 
erhoffe.“

Michael Keller (49) studierte BWL mit 
Schwerpunkt Marketing und ist Träger 
des Marketingpreises des Marketing-
Clubs Mainfranken. Bereits während 
des Studiums gründete er seine eigene 
Internet-Agentur. 
Bis heute entwickelte sich keller.mitaus-
blick zu einer Full-Service-Agentur mit 
über 15 Mitarbeitern. Die Werbeagentur 
betreut ambitionierte Handwerks-
betriebe, Mittelständler und an der Spit-
ze stehen familiengeführte Konzerne wie 
Kurtz Ersa und Würth.
keller.mitausblick begreift die Sterne am 
Himmel als Markensterne der Kunden. 
Genau diese will das Spezialisten-Team 
mit den Agenturleistungen zum Stahlen 
bringen. Daher auch der Agentur-Claim: 
Wir bringen Marken zum Strahlen.
Seine Energie für den Job zieht der zwei-
fache Familienvater aus dem Wasser-
sport. Neben Wasserski und Wakeboard 
segelt er leidenschaftlich mit seinem 
Katamaran Leopard 45. 

Michael Keller,

michael.keller@mitausblick.de,

keller-mitausblick.de

Andreas Pusch
Geschäftsführender Gesellschafter

MIT Göppingen

Michael Keller
Dipl.-Betriebswirt (FH), Inhaber 

MIT Main-Tauber

„… gerade auch der kleinere Mit-
telstand maximal stark vertreten 
sein muss.“

„… der Mittelstand das Rückgrat 
der deutschen Wirtschaft ist und 
wir nur gemeinsam die zahlrei-
chen Herausforderungen meis-
tern werden.“

Andreas Pusch (52) lebt mit seiner Fami-
lie in Eislingen und ist im Kreis Göppingen 
fest verwurzelt. Als Vollblutunternehmer 
hat er dort in den letzten 27 Jahren meh-
rere Unternehmen gegründet und führt 
diese auch heute noch erfolgreich. Der 
Startschuss für sein erstes und inzwischen 
größtes Unternehmen, die Pusch-Data, 
fiel während seines Informatikstudiums 
im Jahr 1995 und ist heute mit ca. 95 Mit-
arbeitenden ein überregional agierender 
Anbieter für IT-Dienstleistungen mit dem 
Fokus auf Lösungen für Infrastruktur und 
IT-Cybersecurity. 

Neben zahlreichen sozialen Engagements 
hat Pusch ein Impuls- und Gründer-
zentrum ins Leben gerufen, in dem er 
Start-ups und junge Unternehmen ehren-
amtlich mit seinem Wissen und seinem 
Netzwerk unterstützt. Seine wenige freie 
Zeit genießt er gerne bei einer Jogging-
runde durch den Wald oder beim Wan-
dern. 

Andreas Pusch,

andreas.pusch@pusch-data.de,

pusch-data.de
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Vorwort

Liebe Mitglieder der MIT, 

die deutsche Energiepolitik ist ideo-
logiegetrieben. Ideologie spielt in allen 
Fragen der Energiepolitik in Deutsch-
land die entscheidende Rolle - anders 
als überall sonst auf der Welt. Deshalb 
haben in der deutschen Energiepolitik 
Faktoren wie Kosten, Preise und inter-
nationale Korrelationen keine große 
Bedeutung. 

In Deutschland hält man die Atom-
technologie für nicht beherrschbar, 
obwohl wir unbestreitbar höchs-
te technische Standards und bestes 
Ingenieurswissen haben. Ein Super-Gau 
ist zwar sehr unwahrscheinlich, aber 
nicht unmöglich. Wahrscheinlichkeiten 
sind nicht unsere Sache. Die Deutschen 
lieben absolute Gewissheiten. 

Schon immer konnte die Energiepolitik 
mit Ängsten betrieben werden. „Ohne 
Wyhl gehen in Baden-Württemberg 
die Lichter aus“, prophezeite einst ein 
Ministerpräsident Filbinger. „Tscher-
nobyl ist überall“ wurde zum emotio-
nalisierenden Slogan der Anti-AKW-
Bewegung. Und aktuell ist die Angst 
vor dem klimaverursachten Weltunter-
gang das Leitmotiv der deutschen 
Energiepolitik. 

Ihr Chefideologe sitzt im Wirtschafts-
ministerium. Patrick Graichen war bis 
zu seiner Ernennung als Staatssekretär 
der Direktor von Agora Energiewende, 
einer Organisation mit rund 100 Mit-
arbeitern, die sich als Vordenker sieht. 
Schon seit 2017 propagiert Graichen 
sein im Elfenbeinturm entstandenes 
Energie-Szenario. Nun haben es die 
Grünen in den Koalitionsvertrag ge-
hievt und ihm den Posten gegeben, es 
umzusetzen. Ihre Vision: Deutschland 
als erste klimaneutrale Industrienation. 
Kein Land dieser Erde hat seine Wirt-
schaft und seine Bevölkerung jemals in 
einen solchen „Umbau“ gezwungen. 

Fossile Energien sind zu billig, sagt Grai-
chen. Sämtliche Häuser in Deutschland 
müssen energetisch saniert, jedes Ein- 
und Zweifamilienhaus mit einer Wärme-
pumpe ausgestattet werden. Öl- und 
Gasheizungen werden verboten. Wo 
immer möglich, muss elektrifiziert wer-
den, im Verkehr, beim Heizen, in den 
Unternehmen. Graichen will 30 Gaskraft-
werke, aber nur als Back-up, wenn Sonne 
und Wind ausfallen. Energieintensive 
Branchen bekommen grün erzeugten 
Wasserstoff – ansonsten kommt die 
Energie aus PV-Anlagen und Windrädern.

„Verkauft“ wird uns dieser am Reiß-
brett erschaffene Umbauplan als In-
vestitionsprogramm für die Wirtschaft. 
Tatsächlich ist er die gigantischste Ver-
nichtung von Volksvermögen. Normal 
verdienende Bürger können sich diese 
erzwungenen Sanierungen und hohen 
Investitionen nicht leisten. Auch nicht 
der Staat. Graichens nationale Um-
bauplanwirtschaft erdrosselt unsere 
Unternehmen, ruiniert den Stand-
ort und nimmt uns die Wettbewerbs-
fähigkeit. So wird aus einer „Politik 
des Gehört-Werdens“ die „Politik des 
Stranguliert-Werdens“. 
 
Für uns heißt dies, die Bundes-FDP unter 
maximalen politischen Druck zu setzen 
und sie zu zwingen, Habeck und seine 
Ideologen zu blockieren. Auf Landes-
ebene werden wir dies über unseren 
Koalitionspartner tun. Kretschmann 
dürfte diese bürger- und wirtschafts-
schädigende Politik nicht gut finden. 

Tobias Vogt MdL

Tobias Vogt MdL, Stellvertretender Landesvorsit-
zender der MIT Baden-Württemberg
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Die Großhandelspreise für Öl und Erdgas 
sind im Frühjahr 2023 zwar wieder unter 
den Stand bei Beginn des russischen An-
griffskrieges auf die Ukraine vor einem 
Jahr gesunken. Aber die Unsicherheit 
ist groß. Wird auch der nächste Winter 
so mild sein? Und noch ernster: Werden 
die beachtlichen Erfolge beim Energie-
sparen (siehe Grafik: Monatlicher Erdgas-
verbrauch in Deutschland 2023 im Vor-
jahresvergleich) zu noch größeren Teilen 
als im vergangenen Jahr durch Stilllegung 
von industrieller Produktion in Deutsch-
land oder gar durch ihre Verlagerung in 
Länder mit günstigeren Energiepreisen 
erzielt – also mit lupenreinen Wohl-
standsverlusten bezahlt?
Noch ist nicht klar, ob Deutschland in 
der Energiepolitik weiter „Fortschritte“ 
macht in Richtung Verbote und Regle-

mentierungen – oder ob für den Schutz 
der natürlichen Lebensgrundlagen 
und des Klimas marktwirtschaftliche 
Wege gewählt werden. Immerhin ist die 
Bundesregierung seit Ende März 2023 
bereit, bei der Reduzierung der Emis-
sionen nicht mehr die bürokratischen 
einzelnen Sektorziele, sondern die einzig 
erhebliche Gesamtsumme als maßgeb-
lich zu betrachten.
Die Position der MIT ist ohnehin klar:

Für eine Energiepolitik, die auf  
Marktwirtschaft und Innovation setzt

„Der Emissionshandel ist das wirk-
samste Instrument im Klimaschutz, 
weil es CO2-Ausstoß begrenzt und ihm 

einen Preis gibt. Damit wird an der Stelle 
CO2 eingespart, wo es mit den gerings-
ten Kosten möglich ist. Deshalb sollte 
der gesamte Klimaschutz auf dieses 
Instrument ausgerichtet werden. Wir 
lehnen Verbote für Energieträger, An-
triebstechnologien, Heizungen oder 
Produktionsweisen genauso ab wie un-
bezahlbare Sanierungsvorgaben.

Bezahlbare Energie 
braucht Technologie-
offenheit

Schwerpunkt

Henning Aretz, Vorsitzender der MIT-Bundeskom-
mission Klimaschutz, Energie und Umwelt

HERTWECK Qualitätsprodukte.
Steigern Sie Ihre Produktivität 
mit noch präziseren Werkzeugen.
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Wir vertrauen auf die Innovations-
kraft der Menschen und auf die Kräfte 
des Marktes. Begleitend können In-
vestitionen für bestimmte Unternehmen 
und Bürger durch Förderprogramme 
unterstützt werden, um die Trans-
formation wirtschaftlich und sozial zu ge-
stalten. Hier muss der Grundsatz gelten: 
targeted and temporary – gezielt und 
zeitlich begrenzt.“
(Punkt 1. der Dortmunder Erklärung des 
MIT-Bundesvorstandes vom 25. März 2023)

Deutschland als Chancenland  
statt Verbotsrepublik

Vertrauen heißt nicht, die Hände in den 
Schoß zu legen. Das jährlich knapper 
werdende CO2-Budget sorgt für ten-
denziell stetig steigende Preise. Ein-
sparinvestitionen rechnen sich jedes 
Jahr mehr. Aber wo sie getätigt werden, 
das soll nicht die Politik oder die Re-
gierung entscheiden, sondern der, der 
sie bezahlen muss: der Bürger und der 
Unternehmer. Deshalb setzt sich die 
MIT ausdrücklich für eine Ausweitung 
des Energieangebotes und für den 
Weiterbetrieb der sicheren Kernkraft-
werke ein. Ihr Abschalten ist für die Zeit 
zwischen Redaktionsschluss (Ostern) 
und Erscheinen dieses Heftes (Mai) an-
geordnet. Es hilft weder den Strom-
preisen in Deutschland noch dem Klima 
noch der energiepolitischen Zusammen-
arbeit in der EU.

(Beschluss des MIT-Präsidiums vom 
22.  Februar 2023: Technologieoffenheit 
bei der Stromerzeugung ernstnehmen)
In unserer MIT-Energiekommission er-
arbeiten wir konkrete Vorschläge zum 
schnelleren Ausbau von erneuerbaren 
Energien, zum Ausbau von Wind- und 
Solarenergie sowie Stromspeichern 
oder auch der Erdwärme, die in der 
anstehenden Wärmewende eine be-
deutende Rolle spielen kann. Diese Vor-
schläge werden in der Regel vom MIT-
Bundesvorstand beschlossen.
(Beschluss des MIT-Bundesvorstandes 
vom 24. März 2023: Markthochlauf der 
Geothermie beschleunigen)
Überlagert werden diese Initiativen 
derzeit natürlich von verwirrenden Si-
gnalen der Bundesregierung in Sachen 
Einbau neuer Heizungen. Auch das nach 
mehreren Nachtsitzungen Ende März 
verkündete sog. „Modernisierungs-
paket“ lässt viele zentrale Fragen offen. 
Wer Millionen von Heizungen im gro-
ßen Gebäudebestand in Deutschland 
unter Zeitdruck verändern will, müss-
te sich sinnvollerweise zuerst mit den 
Experten der Wohnungswirtschaft, den 
Heizungsbauern und Installateuren 
sowie den Mieter- und Hausbesitzer-
verbänden zusammensetzen und rea-
listische Szenarien entwerfen. Das ist 
offenbar vollkommen unterblieben. 
Derzeit werden in Tausenden Fällen 
schnell noch vor Jahresbeginn 2024 
neue fossile Heizungen eingebaut, um 
dem bevorstehenden Verbot zuvorzu-
kommen. So erreicht Politik das Gegen-

teil von dem, was sie will. Zu staat-
lichen Förderprogrammen angesichts 
der hohen Kosten – z. B. für Wärme-
pumpen und ihren Einbau, evt. zuzüg-
lich vorheriger energetischer Sanie-
rung alter Gebäude – hört man aus den 
drei Ampelparteien noch vollkommen 
unterschiedliche Ideen: Die SPD erwägt 
Heizungs-Abwrackprämien, die Grünen 
wollen Zuschüsse evt. vom Einkommen 
der Heizungsbesitzer abhängig machen 
und die FDP vom Alter der Heizung.
Wer eine nationale Kraftanstrengung 
bewältigen will, der muss zuerst ein 
klares und mit den Kapazitäten verein-
bares Konzept entwickeln – einschließ-
lich der Bedingungen für staatliche 
finanzielle Unterstützung – und nicht 
am Rechenschieber Emissionsziele 
ermitteln und dann Verbote daraus 
ableiten.
Wahrscheinlich ist es langfristig sogar 
die sinnvollere Aufgabe, kluge Maß-
nahmen zur Anpassung an den Klima-
wandel zu planen, als ihn mit nationa-
len – also im globalen Maßstab sehr 
begrenzten – Maßnahmen zu be-
kämpfen. Diese Einschätzung ist aber 
ausdrücklich keine Absage an eine am-
bitionierte und marktwirtschaftliche 
Klimaschutzpolitik. 

Henning Aretz, 

henning.aretz@gmx.net, 

mit-bund.de/kategorie/

klimaschutzenergieumwelt
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2023 bisher: 191 Mrd. kWh* (Veränderung zum Vorjahreszeitraum: -17,8 %)

2022

2023

10-jähriges Mittel

Monatlicher Erdgasverbrauch in Deutschland

* vorläufigQuelle: BDEW, Stand 03/2023

Prozentangaben: 
Veränderung zum 
Vorjahresmonat

27.03.2023 1 SP-V, Ki

Kumuliert bisher:
2021: 263 Mrd. kWh
2022*: 232 Mrd. kWh
2023*: 191 Mrd. kWh

Verbrauch/Jahr gesamt:
2021 : 1.017 Mrd. kWh
2022*: 882 Mrd. kWh
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In Deutschland, aber auch in Europa 
insgesamt wurde intensiv über ein Aus 
des Verbrennungsmotors für Pkw und 
Nutzfahrzeuge diskutiert. Konkret stand 
ein de facto EU-weites Neuzulassungs-
verbot für Pkw mit Verbrennungsmotor 
ab 2035 im Raum. Über Ausnahmen für 
Fahrzeuge, die nachweislich nur mit 
E-Fuels, also grünstrombasierten, syn-
thetischen Flüssigkraftstoffen, betankt 
werden, wurde rege debattiert. Es war 
die Mittelstands- und Wirtschaftsunion 
sowie die FDP, die sich schon vor der Co-
ronapandemie die UNITI-Sicht zu eigen 
machte und sich frühzeitig mit E-Fuels 
als unverzichtbaren Beitrag für das Ge-
lingen der Energiewende im Verkehr 
beschäftigten. 
Um unsere ambitionierten Klimaziele zu 
erreichen, müssen wir weg von fossilen 
und hin zu erneuerbaren Energien. Viele 
Industriestaaten, wie etwa Deutschland, 
weisen nicht das Potenzial auf, ihren Be-
darf an erneuerbaren Energien autark zu 
bestreiten, sie sind auf Energieimporte 
angewiesen. Auf globaler Ebene ist in 
wind- oder sonnenreichen Regionen 
wie Australien, Patagonien oder Nord-
afrika aber ausreichend Potenzial vor-
handen, den Energiebedarf der Weltbe-
völkerung auf Basis von Erneuerbaren zu 

decken. Das Problem: Strom (in Form von 
Elektronen) lässt sich nur schwer spei-
chern sowie über große Entfernungen 
(per Kabel) nicht kostengünstig trans-
portieren. Abhilfe schaffen flüssige, 
synthetische Energieträger (E-Fuels). 
Sie ermöglichen es, die Energie grüner 
Elektronen aus wind- und sonnenreichen 
Weltregionen in Form grüner Molekü-
le zu speichern, zu lagern und z. B. nach 
Deutschland zu importieren. Für die Pro-
duktion von E-Fuels wird Wasser, CO2 
(etwa aus der Luft) sowie Grünstrom be-
nötigt. Die Herstellungsverfahren sind 
technisch ausgereift.
E-Fuels als Lösung für eine CO2-neutrale 
Mobilität wirken nicht nur im Pkw, son-
dern auch in allen anderen Fahrzeugen 
bzw. Verkehrsträgern wie etwa Schiffen, 
Flugzeugen, Lkw sowie Landwirtschafts- 
und Baufahrzeugen. Sie sind weltweit 
einsetzbar und können die bestehenden 
Infrastrukturen nutzen. Ein besonderer 
Vorteil: synthetische Kraftstoffe wirken 
nicht nur bei Neufahrzeugen, sondern 
sie ermöglichen es auch, ohne technische 

Anpassungen den Fahrzeugbestand in die 
Klimaschutzbemühungen einzubeziehen. 

Über E-Fuels kursieren eine Reihe von 
Irrtümern. Zwei davon – zu ihrer Effi-
zienz und zu ihrem Preis – sollen hier be-
trachtet werden: 
Es geistern oft absurd hohe Literpreise 
durch die Medien, die Verbraucher an-
geblich für E-Fuels zahlen müssten. 
Dabei handelt es sich aber um Preise für 
reine E-Fuels aus aktuellen Versuchs- 
oder Kleinanlagen. Wichtige Kosten-
senkungseffekte bleiben dabei unbe-
rücksichtigt. So würden E-Fuels zu Beginn 
nur in geringen Anteilen herkömm-
lichen Kraftstoffen beigemischt. Durch 
den Ausbau von Produktionskapazitäten 
und durch positive Skaleneffekte kön-
nen die Herstellungskosten zukünftig 
deutlich gesenkt werden. Während die 
Produktionskosten stetig sinken, würde 
der Beimischungsanteil der E-Fuels 
allmählich steigen. Es ist davon aus-
zugehen, dass Kraftstoffe mit E-Fuels- 
Beimischung von Beginn an für die 

Mit E-Fuels zu bezahl-
barem CO2-neutralen 
Straßenverkehr

Bernd Ramakers,  
Leiter Landespolitik bei UNITI Bundesverband 
mittelständischer Mineralölunternehmen e. V.

RA Elmar Kühn,  
Hauptgeschäftsführer bei UNITI Bundesverband 
mittelständischer Mineralölunternehmen e. V.
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Autofahrer nur einige Cent je Liter teu-
rer als rein fossile wären und auch in den 
Jahren des Markthochlaufs für die Auto-
fahrer bezahlbar wären. Experten er-
warten, dass die Produktionskosten rei-
ner E-Fuels mittelfristig auf rund einen 
Euro je Liter sinken. 
Diskutiert wird auch die Effizienz von E-
Fuels. Generell stellen sich Fragen nach 
der Effizienz eigentlich nur bei Knapp-
heit eines Guts. Marktrelevante Mengen 

von E-Fuels würden aber in Potenzial-
regionen der Welt hergestellt, wo es 
– anders als in Deutschland – erneuer-
bare Energien aus Wind und Strom im 
absoluten Überfluss gibt. E-Fuels kön-
nen also davon profitieren, dass sie an 
globalen Standorten mit hohen Strom-
erträgen aus erneuerbaren Energien 
produziert und von dort importiert wer-
den können. Davon abgesehen haben 
Experten gezeigt, dass Fahrzeuge mit 
Verbrennungsmotor, die mit CO2-neut-
ralen Kraftstoffen angetrieben werden, 
bei einem gesamtheitlichen Effizienz-
vergleich für Produktion und Nutzung 

ein ähnliches Ergebnis aufweisen wie 
batteriegetriebene Fahrzeuge. In gängi-
gen konventionellen Effizienzanalysen, 
die allein den technischen Wirkungs-
grad des Antriebs betrachten, bleiben 
demnach vor allem standortspezifische 
Faktoren der Erzeugung erneuerbarer 
Energien und die damit einhergehende 
Ertragseffizienz der erneuerbaren Strom-
gewinnung unberücksichtigt.
Um Investoren für den Aufbau einer glo-
balen Massenproduktion für E-Fuels zu 
gewinnen, muss die Politik geeignete 
Rahmenbedingungen schaffen und auf 
Technologieoffenheit bei der Energie-
wende setzen. Dazu zählt unter anderem:
• Die Anrechenbarkeit von E-Fuels bei 

der EU-Flottenregulierung von Pkw 
und Nutzfahrzeugen.

• Eine ambitionierte Mindestmengen-
quote für E-Fuels im gesamten Verkehr.

• Anwendungsoptimierte Ausgestaltung 
der EU-Produktions- und Nachhaltig-

keitskriterien für E-Fuels.
• Die Umstellung der Energiesteuer 

im Verkehr auf eine reine Abgabe auf 
Emissionen von fossilem CO2.

• Die Förderung von außereuropäischen 
Energieprojekten in Form von 
Energiepartnerschaften.

E-Fuels sind eine unverzichtbare Lösungs-
option für den CO2-neutralen Verkehr. 
Wir sind davon überzeugt, dass Klima-
schutz beim Tanken beginnt!  

RA Elmar Kühn und Bernd Ramakers,

ramakers@uniti.de,

uniti.de
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WASSERGEWINNUNG DURCH 
MEERWASSER ENTSALZUNG

Wie werden E-Fuels hergestellt? Ausschließlich erneuerbar!

Unbenannt-1   1Unbenannt-1   1 19.11.2021   14:27:5119.11.2021   14:27:51

Ausführliche Infos zu eFuels: www.efuel-alliance.eu/de/
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Nicht erst seit den aktuellen Debatten 
um die Nutzung der Kernenergie oder die 
Wärmewende stellt sich die Frage, wie 
die Themen Ökologie, Ökonomie, Ver-
sorgungssicherheit und soziale Akzeptanz 
im künftigen Energiesystem energie-
politisch verbunden werden können. Nach 
langen Diskussionen über Ausstiege müs-
sen dabei nun pragmatisch und zielführend 
Überlegungen in den Fokus rücken, die 
konkrete Einstiegsszenarien beschreiben. 
Dafür braucht es zunächst einen klaren 
Blick auf den Ist- und Zielzustand:

Rund 80 % der in Deutschland ge-
nutzten Endenergie wird derzeit durch 
feste, flüssige oder gasförmige Energie-
träger wie Erdöl, Kohle oder Erdgas 
bereitgestellt. Rund 10 % davon wurden 
in 2021 klimaneutral erzeugt. Nur 20 % 

der Endenergie wird in Form von Strom 
elektrisch genutzt. Davon wurden in 
2021 ca. 41 % klimaneutral erzeugt. 
Die Situation in Baden-Württemberg ist 
damit vergleichbar.

Für das Gelingen der Energiewende 
und für das Erreichen der nationa-
len bzw. baden-württembergischen 
Klimaschutzziele bis 2045 bzw. bis 
2040 besteht somit ein erheblicher 
Dekarbonisierungsbedarf. Neben dem 
Ausbau erneuerbarer Energien, der zu-

nehmenden Elektrifizierung und weite-
ren Steigerungen der Energieeffizienz 
wird Wasserstoff als vielfältig einsetz-
barer Energieträger eine Schlüssel-
rolle im Energiesystem der Zukunft 
einnehmen. 

Aufbau eines europäischen und  
nationalen Wasserstoff-Backbones

Mit dem Transport und der Speicherung 
von Wasserstoff bildet die bestehende 
Gasinfrastruktur zukünftig eine ent-
scheidende Säule der Energiezukunft. 
Geplant ist der Aufbau eines europäi-
schen und nationalen Wasserstoff-Trans-
port-Netzes. Durch die schrittweise 
Umstellung der bestehenden Erdgas-
infrastruktur auf Wasserstoff werden 
sowohl volkswirtschaftliche Effizienz 
und schnelle Umsetzung als auch die 
Methan-Versorgung in der Übergangs-
zeit sichergestellt.

Anbindung Baden-Württemberg

Der Gastransportnetzbetreiber terranets 
bw engagiert sich dabei zum einen in kon-
kreten Projekten zum Aufbau europäi-
scher und nationaler Wasserstoff-Routen. 
Zudem arbeitet terranets bw im Sinne 
einer diversifizierten Energieversorgung 
mit Hochdruck daran, Baden-Württem-
berg möglichst rasch an alle künftigen 
Wasserstoff-Korridore anzubinden. Dafür 
plant das Unternehmen den Aufbau eines 
umfassenden Wasserstoff-Netzes in Hes-
sen und Baden-Württemberg. 

Den Kern der Planungen bilden dabei be-
stehende Erdgasleitungen, die auf den 

Christoph Diehn, Energiepolitik und Koordination 
Wasserstoff bei der terranets bw GmbH

Die richtige Zeit  
zum Handeln? Jetzt.
Wasserstoff als Wegbereiter für das Gelingen der Energiewende

Von Elektronen und Molekülen:  
Ist- und Zielzustand des Endenergieverbrauchs

Quelle: Kemmler, Andreas (2020): Energiewirtschaftliche Projektionen und Folgeabschätzungen 2030/2050,  

Prognos AG | AG Energiebilanzen e. V. | Statista GmbH; Darstellung: terranets bw
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Transport von Wasserstoff umgestellt 
werden. terranets bw betreibt aktuell 
ein 2.750 km umfassendes Gastrans-
port-System in Hessen und Baden-Würt-
temberg.  In enger Kooperation mit den 
Verteilnetzbetreibern und Stadtwerken 
können so schon frühzeitig erste Regio-
nen mit Wasserstoff versorgt werden – 
bei zeitgleicher Versorgung mit Erdgas 
während der Übergangsphase.
Bereits ab 2028 entsteht im Rahmen des 
Pilotprojektes RHYn Interco im Raum 
Freiburg das erste Wasserstoffnetz in 
Baden-Württemberg. Bis 2035 kann das 
Wasserstoffnetz bis nach Offenburg er-
weitert werden. Die SEL (Süddeutsche 
Erdgasleitung) wird ab 2024 als wasser-
stofftaugliche Leitung gebaut. Sie wird 
zunächst für die sichere Versorgung mit 
Wärme und Strom Erdgas transportieren. 
Ab 2030 soll sie als erste Pipeline die Re-
gion Rhein-Neckar und den Großraum 
Stuttgart mit Wasserstoff versorgen.
Eine Erweiterung der SEL bis ins bayeri-
sche Bissingen kann bis 2035 umgesetzt 
werden. Ebenfalls bis zum Jahr 2035 ist 

die Wasserstoffanbindung der Region 
Oberschwaben bis zum östlichen Boden-
see-Raum geplant.

Schrittweise stellt terranets bw dann wei-
tere Leitungsabschnitte von Erdgas auf 
Wasserstoff um, sodass auch über die 
Netze der Verteilnetzbetreiber und Stadt-
werke eine Wasserstoff-Verfügbarkeit in 
der Fläche sichergestellt werden kann.

Entsprechend der Klimaschutzziele des 
Landes Baden-Württemberg ist die Ver-
sorgung mit konventionellem Erdgas ab 
2040 nicht mehr vorgesehen.

Worauf es jetzt konkret ankommt

terranets bw leistet mit den konkreten 
Planungen einen aktiven Beitrag zur Ge-
staltung des künftigen Energiesystems 
und der Wasserstoff-Verfügbarkeit in 
allen Sektoren. Damit ein schneller 
Wasserstoff-Hochlauf gelingen kann, 
müssen jetzt auf europäischer und natio-
naler Ebene die regulatorischen Weichen 
sowohl für die integrierte Netzplanung 
von Wasserstoff und Methan als auch 
eine hinreichende Investitionssicherheit 
gestellt werden. 

Und auch für Unternehmen in Baden-
Württemberg besteht schon heute kon-
kreter Handlungsbedarf: Für den Umbau 
des Energiesystems bis 2040 ist eine ent-
sprechende Infrastruktur-Planung mit 

Quelle: terranets bw

Anbindung Baden-Württembergs und erste Leitungs-

umstellungen von Erdgas auf Wasserstoff

Hofgartenstraße 24 ‧ 72379 Hechingen
Tel. 07471 9379-0 ‧ Fax 07471 9379-30

E-Mail  info@moraene-kies.de

MORÄNE-KIES-GESELLSCHAFTMBH + CO KG

NATÜRLICHE QUALITÄTSBAUSTOFFE 
FÜR DIE BAUAUFGABEN DER ZUKUNFT
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hinreichender Vorlaufzeit zwingend er-
forderlich. Dekarbonisierungsoptionen 
sollten daher frühzeitig und in enger Ab-
stimmung mit den jeweiligen Netz-
betreibern geprüft werden. Für die Pla-
nung einer leistungsfähigen Infrastruktur 
braucht es valide Angaben zur Bedarfs-
entwicklung. Unternehmen können ihre 
Bedarfe bei einer landessweiten Bedarfs-
abfrage einbringen.  

Christoph Diehn,

c.diehn@terranets-bw.de,

terranets-bw.de,

h2-fuer-bw.de

Wasserstoff-Masterplan der terranets bw

Quelle: terranets bw

 
Über terranets bw

terranets bw ist unabhängiger 
Transportnetzbetreiber für Gas. Mit 
ihrem rund 2.750 km langen Gas-
hochdruckleitungsnetz stellt terra-
nets bw den diskriminierungsfreien 
Gas-Transport von Niedersachsen 
bis an den Bodensee sicher.

 
Über die Initiative Wasserstoff für Baden-Württemberg

Um die Planungen für den Aufbau eines Wasserstoffnetzes transparent darzu-
stellen und alle Akteure zu vernetzen, hat terranets bw im Jahr 2021 die Initiative 
Wasserstoff für Baden-Württemberg ins Leben gerufen. Unter h2-fuer-bw.de sind 
aktuelle Planungen und Bezugsrouten, Kooperationsprojekte sowie die Möglich-
keit zur Wasserstoff-Bedarfsmeldung veröffentlicht.
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Die Bewältigung der Energiekrise ist von herausragender Be-
deutung für die Zukunft unserer Gesellschaft. Die fossilen 
Energieträger erzeugen CO2 und sollen so schnell wie möglich 
durch CO2-freie Energien ersetzt werden. Neben den erneuer-
baren Energien gibt es die Kernkraft als CO2-freie Energie, aus 
der wir in Deutschland aussteigen, die in Nachbarländern ein 
bedeutender Faktor des Energiemixes ist.

Die Kernkraft hat einen schlechten Ruf, besonders in Deutsch-
land, bedingt durch die Unfälle in Tschernobyl und Fukushima, 
die Investitionskosten sind hoch und das Problem des Endlagers 
ist offen. Die Entwicklung der Kernenergie ist aber nicht stehen 
geblieben. Viele neue Konzepte sind zur Lösung der Energie-
krise hervorragend geeignet. Eines dieser Konzepte ist der 
Flüssigsalzreaktor, in dem das Uran nicht in Brennstäben, son-
dern in einem heißen Flüssigsalz enthalten ist. 

Copenhagenatomics (CA), ein Unternehmen aus Dänemark, 
entwickelt einen Flüssigsalzreaktor mit 100 MW Leistung, der 
in einer Fabrik in Serie gebaut werden soll.
Der langlebige Atommüll wird in diesem Reaktor als Neutronen-
quelle benutzt, um zusammen mit Thorium Energie herzustellen. 
Als Abfall entstehen Spaltprodukte, die für nur 300 Jahre sicher 
gelagert werden müssen, anstatt für 1 Mio. Jahre wie bei der 
bisherigen Technik.

Das Verfahren ist so effektiv, dass Strom für 2 Cents pro kWh 
hergestellt werden kann. Der Reaktor wird von CA gestellt und 
betrieben, es ist kein Bedienungspersonal nötig. Nach Nutzung 
wird der Reaktor wieder entfernt. 

CA verkauft den Reaktor nicht, sondern berechnet nur die er-
zeugte Energiemenge. Pro Fertigungslinie soll 1 Reaktor pro Tag 
hergestellt werden. 
In England hat das Unternehmen eine Niederlassung gegründet. 
Mit dem in England vorhandenen Atommüll von 140 Tonnen 
könnte das Unternehmen 30 GW Leistung herstellen. Die Spitzen-
last in Deutschland beträgt im Vergleich momentan etwa 85 GW.

Wilfried Hahn,  
Aufsichtsrat Copenhagen Atomics

Mit Kernkraft aus der 
Energiekrise

BEDARFSGEFÜHRTE, ZENTRALE LÜFTUNGSANLAGE 
NACH DIN 18017-3 UND DIN 1946-6

LÜFTUNG & BRANDSCHUTZ VEREINT!

gebafresh KOMBI GFR 
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GZE-SILENT HYGRO
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Feuchteschutz nach 
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Niedrige 
Investitionskosten

Nutzerunabhängig Hoher Wohnkomfort

Energiesparend
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ultra silent

geprüft durch: 
Hermann-Rietschel-Institut TU-Berlin

Bartholomäus GmbH . Bachstraße 10 . D-89607 Emerkingen
Telefon +49 7393 9519-0 . Telefax +49 7393 9519-40
info@geba-emerkingen.de . www.geba-emerkingen.de
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Die Probleme der Kosten und des End-
lagers sind damit lösbar.

Wie steht es mit der Sicherheit?
Die jetzige Kernenergie hat pro erzeugte 
Energieeinheit sehr geringe Todesfälle 
vergleichbar mit Solar- und Windenergie, 
und gehört damit zu den sichersten 
Energieformen (Quelle: Our World in 
Data).   

Flüssigsalzreaktoren sind inhärent si-
cher, da mit steigender Temperatur 
der Abstand der Atome zueinander 
größer wird und damit weniger Kern-
spaltungen erfolgen.

Sobald die Pumpen abgeschaltet wer-
den, fließt die Flüssigkeit in Auffang-
behälter, in denen die Reaktion sofort 
stoppt.
Für diese Technik wird kein Uranabbau 
und keine Urananreicherung benötigt. 
Thorium als Brennstoff kommt 500 
Mal häufiger vor als Uran 233. Die be-
kannten Vorräte reichen für Tausende 
von Jahren. Die Menge an Abfall ist 
100 Mal kleiner als bei den jetzigen  
Reaktoren. 

Die kleinen modulare Reaktoren in 
Größe eines Schiffscontainers kön-
nen zu beliebigen Leistungsgrößen 
kombiniert werden: kleine, dezentrale 
Anlagen zur Regionalversorgung 
oder große Anlagen zum Ersatz eines 
Kohlekraftwerkes.

Wasserstoff mit dieser Technik de-
zentral in Deutschland herzustellen, 
ist machbar und würde zur energie-
politischen Unabhängigkeit führen.

CA plant, bis 2028 die ersten kommer-
ziellen Anlagen verfügbar zu haben. 
Die ersten Prototypen sind gebaut und 
werden laufend weiterentwickelt.

Die Energiewende mit dieser Tech-
nik ist machbar und finanzierbar mit 
geringstem Verbrauch an wertvollen 
Ressourcen.

Die von der Ampelkoalition geplante 
Energiewende ist nicht finanzier-
bar. Eine Promotionsarbeit von Nico 
Wehrle (Universität Brno 2022) be-

rechnet die Kosten der Herstellung 
pro kWh bei einem kostenoptimalen 
Ausbau von Strom- und Windenergie 
auf 19 Cents. 

McKinsey berechnet die Kosten der 
Energiewende für Deutschland bis 
2045 auf 6.000 Mrd. Euro. Die Staats-
verschuldung beträgt 2.000 Mrd. 
Euro, Pensionslasten von 2.000 Mrd. 
Euro und Rentenverpflichtungen von 
1.500 Mrd. Euro sind zusätzlich zu fi-
nanzieren - und das bei einem demo-
grafischen Wandel und steigenden so-
zialen Kosten. Die deutsche Wirtschaft 
wird mit den hohen Kosten der Energie 
im globalen Wettbewerb zurückfallen 
und die Steuereinnahmen damit eher 
fallend sein.

• 2022 fertiggestellt
• wird mit Wasser gefüllt und getestet, 

um die Abläufe zu testen
• Dichtigkeit, Elektronik, Pumpleistung
• Reaktorkern rechts
• Wärmeschildwand
• Elektronik und Pumpen links

Prototyp des Flüssigsalzreaktors von Copenhagen Atomics

Großkraftwerk mit 25 Reaktoren und 1 GW Leistung
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Erneuerbare Energien haben bisher 
viele Subventionen benötigt. Die Ein-
speisevergütungen wurden von Minis-
ter Habeck weiter angehoben, um den 
Ausbau zu beschleunigen. Die Reserve-
kraftwerke, die nur laufen sollen, wenn 
Wind und Solar nicht liefern können, 
benötigen weitere Subventionen. Der 
Strompreis für die Industrie soll nun 
auch subventioniert werden. Wir ge-
raten in eine Planwirtschaft, die nicht 
funktionieren kann. Kernkraft kann 
marktwirtschaftlich betrieben werden, 
braucht keine Subventionen, sondern 
Aufklärung und offene Diskussionen 
über die Technik.

Der Verbrauch an Ressourcen für die 
erneuerbaren Energien inklusive not-
wendiger Speicher ist enorm. Eine 
Untersuchung von Simon Michaux GTK 
(youtu.be/3o0xzCa2fLQ) kommt zu 
dem Ergebnis, dass weder die Kapazi-
täten zum Abbau der benötigten Ma-
terialen noch die Reserven an Res-
sourcen vorhanden sind. Das führt zu 

steigenden Preisen, die Inflation wird 
weiter beschleunigt. 

Der Flüssigsalzreaktor hat um Dimen-
sionen geringeren Verbrauch an Res-
sourcen und Fläche gegenüber Wind- 
und Solarenergie.

Ein wirtschaftliches, vom Import 
unabhängiges Energiesystem kann 
damit aufgebaut werden mit de-
zentraler Strom-, Wärme- und Kraft-
stofferzeugung (Wasserstoff, Metha-
nol, Ammoniak oder synthetische 
E-Fuels). 

Die Lösung ist nachhaltig, ökologisch, 
sozial, dezentral und könnte unser 
Land vor einem wirtschaftlichen De-
saster bewahren.  

Wilfried Hahn,

wilfried.hahn@wiha.com,

copenhagenatomics.com

Ihr Bedarf, unser Angebot. Als führender Systemanbieter entwickelt, produziert und liefert LAPP 
Verbindungslösungen rund um die Kabeltechnologie. Ob für Industrie 4.0, Automatisierung oder 
Maschinen- und Anlagenbau, ob für Energieversorgung, Mobilität oder die Lebensmittel- und 
Getränkeindustrie: Lösungsorientiert und kompetent ist LAPP mit 17 Fertigungsstandorten  
auf vier Kontinenten und Vertriebspräsenzen in rund 140 Ländern für Sie vor Ort. www.lappkabel.de

INNOVATIVE SYSTEMLÖSUNGEN 
+made by Lapp.

3587 Anz_MIT CDU_06-18_210x146.indd   1 07.06.18   09:10
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Wenn es um die Energiewende geht, 
dann dreht sich die öffentliche Debatte 
immer um den „Ausbau von Wind, Sonne 
und Co“. Sehr leicht wird dabei über-
sehen, dass sich hinter dem „und Co“ 
alleine mit der Holzenergie als einem 
Teilbereich der Bioenergie (neben Bio-
gas und Biokraftstoffen) eine erneuer-
bare Energieform verbirgt, die 2022 mit 
rund 141 Mrd. kWh immer noch mehr 
Energie bereitgestellt hat als Wind (125 
Mrd. kWh) oder Sonne (70 Mrd. kWh). 
Die Treibhausgasvermeidung durch den 
Ersatz von Kohle, Öl und Gas durch Holz 
beträgt pro Jahr knapp 34 Mio. t CO2. 
Oder anders ausgedrückt: die deutsche 
Klimabilanz wäre ohne Holzenergie 

um rund 5 % schlechter. Besonders im 
Wärmebereich, der mehr als die Hälfte 
des deutschen Energieverbrauchs aus-
macht, geht beim Ausbau der erneuer-
baren Energien ohne Holz gar nichts. 
Den leider recht kümmerlichen Anteil 
von knapp 17,4 % erneuerbarer Wärme 
dominiert die feste Biomasse mit zwei 
Dritteln davon deutlich. 

Doch wie viel und welches Holz in Zu-
kunft überhaupt noch energetisch ge-
nutzt werden darf, ist Gegenstand 
intensiver Diskussionen, bis hin zu 
den absurden Vorschlägen von Teilen 
des EU-Parlaments, dem Holz die Er-
neuerbarkeit abzuerkennen und in 

Gerolf Bücheler, Geschäftsführer Bundesver-
band Bioenergie e.V. (BBE), Fachverband Holz-
energie (FVH) im BBE

Der Elefant im Raum 
der Energiewende
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der Erneuerbaren-Energien-Richtlinie 
ein Zurückfahren („Phase-Down“) des 
Energieholzeinsatzes vorzunehmen. 
Glücklicherweise hat sich auf EU-Ebene 
die Vernunft doch noch durchgesetzt 
und Holz bleibt weiterhin als nach-
haltige und klimaneutrale Energiequelle 
förderfähig und als erneuerbare Ener-
gien anerkannt. 

Also alles gut? Fast. Die neue Erneuer-
baren-Energien-Richtlinie der EU wird 
neue Einschränkungen für die Förde-
rung der energetischen Holznutzung 
bringen: So sollen Förderprogramme 
zukünftig eine abgestufte Holznutzung 
(Kaskade) berücksichtigen und für be-
stimmte Holzsortimente wie Säge-, 
Furnier- und Industrierundholz sowie 
Stümpfe und Wurzeln soll keine direk-
te finanzielle Förderung mehr gewährt 
werden. Zudem sind unnötige, teure und 
bürokratische Verschärfungen bei den 
Nachhaltigkeitskriterien vorgesehen: 
Die Größengrenze für die Nachhaltig-
keitszertifizierung – die für die An-
erkennung als erneuerbare Energie und 
die Förderfähigkeit entscheidend ist – 
wird bei Holzheiz(kraft)werken von 20 
auf 7,5 MW Gesamtfeuerungswärme-
leistung abgesenkt und Anlagen, die 
bereits am 31.12.2020 in Betrieb waren, 
müssen künftig zusätzliche Kriterien 
zur Treibhausgasminderung einhalten. 
Diese Änderung der Spielregeln lange 
nach Inbetriebnahme stellt einen mas-
siven Vertrauensverlust in die Energie-
politik dar und leistet zukünftigen 
Investitionen und der Energiewende 
einen Bärendienst.

Auch auf nationaler Ebene gibt es Licht 
und Schatten bei der Wärmewende: 
im Gebäude-Energie-Gesetz konnten 
zwischen dem ersten Entwurf aus dem 
Bundeswirtschaftsministerium und 
dem offiziellen Referentenentwurf ei-
nige Verbesserungen verbucht wer-
den. So muss laut dem aktuellen Ent-
wurf die Holzenergie nicht mehr 

ausschließlich mit Solarthermie oder 
PV kombiniert werden. Auch müssen 
Betreiber von Biomasse-Heizungen 
keine unverhältnismäßige Einhaltung 
der Biomassestrom-Nachhaltigkeitsver-
ordnung, die nur für Großanlagen ab 20 
MW gilt, nachweisen. Gleichwohl gibt 
es nach wie vor Korrekturbedarf: Die 
Bioenergie darf in Neubauten nicht per 
se ausgeschlossen werden. Gerade in 
Quartierskonzepten zur gemeinsamen 
Versorgung von Neu- und Bestands-
bauten macht eine solche Regel keinen 
Sinn. Ein neu gebautes Wohnhaus, das 
sich in unmittelbarer Nähe zu einem mit 
Biomasse betriebenen Gebäudenetz be-
findet, sollte an das Netz angeschlossen 
werden dürfen, anstatt zwingend ein 
eigenes Wärmesystem zu installieren.

Und die Wärmewende in Industrie und 
Gewerbe droht komplett verstolpert 
zu werden: Der aktuelle Entwurf zur 
Überarbeitung der Bundesförderung 
für Energie- und Ressourceneffizienz 
in der Wirtschaft (kurz: EEW) droht 
die Erfüllungsoptionen mit Biomasse 
praxisuntauglich einzuschränken, an-
statt Technologieoffenheit als Primat 
der Energiewende hochzuhalten. Dazu 
gehört zum einen, dass Biomasse in An-
lagen ab 5 MW nur noch dann förder-
fähig sein soll, wenn eine Direktelektri-
fizierung technisch nicht machbar ist. Ein 
de facto Ausschluss von Biomasse, ohne 
Berücksichtigung von Wirtschaftlichkeit 
und Sinnhaftigkeit: Was technisch mach-
bar und wirtschaftlich sinnvoll sowie ef-
fizient ist, sind zwei Paar Schuhe. Zum 
anderen schließt die Beschränkung von 
Prozesswärmeanlagen über 700 kW auf 
„Abfallbiomasse“ viele nachhaltige und 
ohnehin verfügbare Biomassesortimente 
wie Waldresthölzer, Kalamitätsholz oder 
Biomasse aus Agroforstsystemen und 
Kurzumtriebsplantagen aus. Wobei ge-
rade die beiden letztgenannten nicht nur 
für die verlässliche und sichere Rohstoff-
versorgung einen Bonus darstellen, son-
dern u. a. durch Erosionsschutz und Auf-
lockerung der Agrarlandschaft positive 
Nebeneffekte für die Umwelt aufweisen. 
Der im BMWK vorherrschende Fokus auf 
die reine Elektrifizierung macht teilweise 
blind für andere sinnvolle Optionen und 
kostet so nicht nur Fördergelder, sondern 
auch Klimaschutz. 
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Schließlich arbeitet die Bundes-
regierung aktuell noch an einer natio-
nalen Biomassestrategie, deren Ziel es 
laut Eckpunktepapier der Bundes-
regierung ist, einen „Instrumentenmix 
mit praktischer Lenkungswirkung“ zu 
etablieren, „der eine nachhaltige, 
klimaschutzwirksame und ressourcen-
effiziente Biomasseerzeugung und 
-nutzung sicherstellt“. Dabei sollte es 
nicht Aufgabe einer Biomassestrategie 
sein, aus Berlin heraus die Verwendung 
der Biomassen in Deutschland zu pla-
nen und reglementieren, sondern eine 
konsequente Nutzung aller sozial, 
wirtschaftlich und ökologisch nach-
haltig verfügbaren Biomassepotenziale 
für energetische Zwecke überhaupt zu 
ermöglichen. Denn eines ist klar: Ohne 
die Bioenergie wird die Klima- und 
Energiewende in Deutschland nicht ge-
lingen.  

Gerolf Bücheler,

buecheler@bioenergie.de,  

bioenergie.de

Wir arbeiten mit folgenden Materialsystemen 

 PUR-Hartschaum
 PUR-Integral-Hartschaum
 PUR-Kompaktduromer
 PUR-RRIM / RRIM / HS-RRIM(High-Speed) / HT-RRIM
 PUR-SRIM

Erwin Friedmann Kunststoffwerk  GmbH 
77656 Offenburg, Industriestraße 9 
Tel. 07 81 / 9 69 34 – 0 Fax 07 81 / 9 69 34 - 99 
vertrieb@friedmann-formteile.de 



17Nr. 4 | 2023

Der Sommer 2022 war laut Meteoro-
logen der heißeste in Europa seit Beginn 
der Wetteraufzeichnungen und reiht 
sich damit in eine Reihe immer wärmer 
werdender Jahre ein. Neben den Tem-
peraturen war es auch die Trockenheit, 
die den Sommer 2022 so außergewöhn-
lich gemacht und zu historischen Tiefst-
ständen in vielen Flüssen geführt hat. 
Die hohen Temperaturen und der aus-
bleibende Regen haben aber nicht nur 
Auswirkung auf Landwirtschaft und 
Schifffahrt. Auch die Wasserversorgung 
muss sich auf Veränderungen und damit 
neue Herausforderungen durch den 
Klimawandel einstellen. 

Baden-Württemberg bezieht einen Teil 
seines Trinkwassers aus Oberflächen-
gewässern aus Seen und Flüssen wie 
beispielsweise Bodensee und Donau. 
Rund 70 % werden aber aus Grund- und 
Quellwasser gewonnen. Während man 
sich um die Wassermenge des Boden-
sees langfristig vorerst keine Sorgen 
machen muss, ist die Lage beim Grund-
wasser kritischer. Wir haben in der ver-

gangenen Dekade einige trockene Jahre 
erlebt, die zu einer deutlich geringeren 
Grundwasserneubildung geführt haben 
als im langjährigen Mittel. In verein-
zelten Orten z. B. im Schwarzwald, die 
auf eine eigene Trinkwasserversorgung 
durch lokale Quellen und Brunnen set-
zen, kam die Trinkwasserversorgung 
in den besonders trockenen Sommern 
2018 oder 2022 bereits an ihre Grenzen. 
So wichtig und traditionell gewachsen 
die Eigenwasserversorgung gerade in 
Baden-Württemberg ist, steigt dennoch 
das Interesse in den Gemeinden, durch 
einen Anschluss an die großen Fern-
wasserversorger die eigene Redundanz 
der Trinkwasserversorgung in den kom-
menden Jahrzehnten zu erhöhen. 

Masterplan Wasserversorgung:  
Mit Verzögerung auf die Zukunft 

vorbereiten

Das Land Baden-Württemberg hat da-
rauf reagiert und arbeitet seit 2019 an 

einem Masterplan Wasserversorgung, 
zu dem die Fernwasserversorger den 
Impuls gegeben haben. Daran sind auch 
kommunale Spitzenverbände und Ver-
bände wie VfEW, VKU und DVGW be-
teiligt. Ziel ist es, für jeden einzelnen 
Landkreis die zur Verfügung stehenden 
Ressourcen für die Wasserversorgung 
und den aktuellen Wasserbedarf zu er-

Torsten Höck, Geschäftsführender Vorstand des 
Verbandes für Energie- und Wasserwirtschaft

Foto: VfEW/M
arc Feix

Wie Wasserversorger 
mit aktuellen Heraus-
forderungen umgehen

Die Marienschlucht am Bodensee. Mit Boden-
seewasser werden ca. 320 Städte und Gemein-
den in Baden-Württemberg versorgt. 
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mitteln und unter Berücksichtigung des 
Klimawandels bis 2050 abzuschätzen. 
Aus den Ergebnissen sollen die künftig 
benötigten Wassermengen, deren Auf-
bringung und die nötigen Investitionen 
abgeleitet werden. Nach einem holpri-
gen Start und Verzögerungen, die zum 
Teil auch auf die Unwägbarkeiten der 
Coronapandemie zurückzuführen sind, 
wurden im April die Ergebnisse für die 
ersten Landkreise vorgestellt. Aus Sicht 
der Wasserwirtschaft dauert dies viel 
zu lange, denn ein Ergebnis mit belast-
baren Zahlen zur Planung und Ausbau 
einer zukunftsgerichteten Verbund-
struktur aus Eigen-, Gruppen- und Fern-
wasserversorgung ist so schnell wie 
möglich notwendig. Bereits heute wer-

 
Grundwasserneubildung in Baden-Württemberg

• Die jährliche Grundwasserneubildung im Zeitraum 1971 bis 2000 liegt  
gemittelt über Baden-Württemberg bei 184 mm.

• Niedrigere Werte sind zwischen 1951 und 1960 sowie 1971 und 1980 zu  
erkennen, die auch schon trockener waren als im Mittel.

• Besonders niedrig war die Grundwasserneubildung 2003. Sie lag unter dem  
25. Perzentil des Mittelwertes von 1971 und 2000.

• Von 2011 bis 2021 wurden im Mittel 148 mm Grundwasser neu gebildet.  
Dies entspricht 80 % des Wertes von 1971 bis 2000.

Quelle: LUBW (lubw.baden-wuerttemberg.de/klimawandel-und-anpassung/grundwasser) 

 
Zahlen zur Wasserversorgung

• Wasserverbrauch in Baden-Württemberg: ca. 130 Liter je Einwohner und Tag.*
• Fast 1.300 Unternehmen kümmern sich in Baden-Württemberg um die 

Wasserversorgung.* Dazu zählen kleinere Versorger in einzelnen Kommunen, 
aber auch Zweckverbände, zu denen sich mehrere Gemeinden zusammen-
geschlossen haben und die 4 großen Fernwasser-Versorger.

• Die Trinkwassernetze in Baden-Württemberg umfassen mehr als 32.000 
Kilometer.*

• 2019 wurden ca. 703 Mill. m³ Trinkwasser in der öffentlichen Trinkwasserver-
sorgung bereitgestellt.**

*Quelle: BDEW

** Quelle: Statistisches Landesamt Baden-Württemberg (statistik-bw.de/Umwelt/Wasser/Wasserwirtschaft.jsp) 
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Werkstoffen in absoluter 
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Verarbeitung in Klein-, Mittel- und 
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den zum Beispiel bei Wasserrechtsver-
fahren die Grundlagen für die Zukunft 
gelegt.

Deutlich wird schon jetzt: Die Wasser-
versorger müssen hohe Summen in-
vestieren, um ihre Infrastruktur an die 
sich ändernden Klimabedingungen anzu-
passen. Dazu gehört der Leitungsbau, um 
weitere Kommunen und Gemeinden an 
die Fernwasserversorger anzuschließen 
ebenso wie die Modernisierung von Pum-
pen und Entnahmeanlagen. 

Lange Trockenperioden haben nicht 
nur langfristige Auswirkungen auf das 
Grundwasserdargebot. Während sich 
der Grundwasserspiegel kaum noch er-
holen kann, steigt gleichzeitig der kurz-
fristige Wasserbedarf und damit die 
Spitzenabgaben. Sowohl private Haus-
halte als auch Landwirtschaft benötigen 
in heißen Sommern wie 2022 mehr Was-
ser. Um auch auf die zunehmend stärker 
geforderte Spitzenlast abdecken zu 
können, fordert die Wasserwirtschaft 
schon seit Langem einen Vorrang der 
Trinkwasserversorgung.

Investitionen in die Wasserinfrastruktur 
sind jedoch nicht nur aus Klimagründen 
erforderlich. Daten der Grundwasser-
datenbank zeigen, dass Nitrate, Pesti-
zide und weitere Einträge insbesondere 

aus der Landwirtschaft, aber auch aus 
anderen Quellen das Grundwasser be-
lasten. Auch durch die Industrie ent-
stehen Belastungen, wie die aktuelle 
Diskussion um ein europaweites Ver-
bot von PFAS zeigt. Die Ewigkeits-
chemikalien sind heute in vielen Pro-
dukten, aber auch Papierschlämmen zu 
finden und müssen, gelangen sie einmal 
ins Grundwasser, aufwendig - soweit 
möglich - wieder herausgefiltert wer-
den. Insbesondere in einigen Gegenden 
in Baden-Württemberg wie bspw. im 
Rastatter Raum sind damit erhebliche 
Probleme verbunden. All dies macht 
die Aufbereitung letztlich teurer, wes-
halb wir uns dafür einsetzen, dass Ver-
ursacher und Inverkehrbringer stär-
ker in die Verantwortung genommen 
werden und die Kosten nicht auf die 
Kunden, ob privat oder gewerblich, ab-
gewälzt werden. Es ist wichtig und im 
Sinne der Branche, hier im Gespräch 
mit Landwirten, der Industrie und den 
zuständigen Ministerien und Behörden 
zu bleiben. 

Halten wir fest: Trinkwasser ist ein 
wichtiges Gut und wird von den Wasser-
versorgern im Land in nachgewiesen 
hervorragender Qualität bereitgestellt. 
Dies gehört zur Daseinsvorsorge und ist 
daher selbstverständlich. Die Bereit-
stellung und Aufbereitung von Trink-

wasser werden jedoch immer auf-
wendiger. Damit wir weiterhin über 
genügend Trinkwasser zu günstigen 
Preisen verfügen, ist das Zusammen-
spiel vieler Akteure wichtig: Politik, 
Landwirtschaft, Verbraucher und 
Wasserwirtschaft. 

Torsten Höck,

info@vfew-bw.de,

vfew-bw.de

 
Über den VfEW

Der Verband für Energie- und 
Wasserwirtschaft e. V. (VfEW) 
vertritt mit seinen über 240 Mit-
gliedsunternehmen nahezu alle 
Energie- und Wasserversorgungs-
unternehmen und versteht sich als 
deren Sprachrohr in Baden-Würt-
temberg. Er ist gleichzeitig Landes-
organisation des Bundesverbands 
der Energie- und Wasserwirtschaft 
e. V. (BDEW). Der BDEW vertritt 
als Spitzenverband der Energie- 
und Wasserwirtschaft die Interes-
sen seiner rund 1.800 Mitglieds-
unternehmen auf Bundesebene.
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Wie wird sich ein Verbot von Öl- und Gasheizungen auf Unter-
nehmen auswirken, die diese Systeme installieren?
Es sollen mehr als 10 Millionen Gas- und Ölheizungen in 
Deutschland von ca. 50.000 Sanitär- und Heizungsinstallateur-
betrieben ausgetauscht werden. Die Systemhersteller werden 
nun ihre Kapazitäten ausbauen. Allein Bosch möchte eine Mil-
liarde Euro in die Produktion von Wärmepumpen investieren, 
leider hauptsächlich in ein bestehendes Werk in Polen. Die 
Unternehmen werden Rekordauftragszahlen vermelden. Die 
mittelständischen Betriebe, welche den Austausch vornehmen 
sollen, arbeiten auch vor dem Verbot schon unter Vollauslastung 
ihrer Kapazitäten. Der bestehende Mangel an Handwerkern und 
Materialien wird hier zu teils langen Wartezeiten führen und 
das Angebot stark einschränken. Die Vorfreude auf eine neue 
Heizung wird 18 Monate und länger dauern, dies passt nicht zu 
einer modernen und funktionieren Marktwirtschaft. 

Welche Auswirkungen gibt es für Bürger, die derzeit eine Öl- 
oder Gasheizung verwenden, und wie werden sich die Kos-
ten für die Umstellung auf eine andere Art von Heizsystem 
auswirken?
Die von den Grünen so angepriesene Wärmepumpe läuft 
mit einer niedrigeren Temperatur als Öl- und Gasheizungen. 
Dies führt dazu, dass die in vielen Häusern bestehenden 
Radiatorenheizkörper nicht benutzt werden können, da 
diese eine höhere Vorlauftemperatur benötigen. Die Kos-
ten für den Umbau der Heizung in einem bestehenden Ein-
familienhaus mit 150 m² Wohnfläche und vorhandener Öl- 
oder Gasheizung ohne Fußbodenheizung liegen bei mehr 
als 100.000 Euro. Neben der neuen Heizung müssen nicht 
nur sämtliche Fußböden herausgenommen werden, um die 
Leitungen für die neue Fußbodenheizung verlegen zu kön-
nen, ggf. die Fenster ausgetauscht und die Hauswände ge-
dämmt werden. Allein im Jahr 2021 wurden bei Neubauten 
schon mehr als 70 % Heizungen verbaut, die mit erneuer-
baren Energien betrieben werden. Man sieht schon allein 
daran, dass wir Bürger die bestehenden Anreize und Markt-
mechanismen nutzen und auf die Gebots- und Verbotspolitik 
der Ampel verzichten können. 

Wie wird sich ein Verbot von Öl- und Gasheizungen auf die 
Energieversorgung und die Energiepreise im Allgemeinen 
auswirken?
Wärmepumpen benötigen weit mehr Strom als Öl- und Gas-
heizungen, gleichzeitig wird das Fahren von E-Fahrzeugen hoch-
gefahren. Unsere Atomkraftwerke haben wir abgeschaltet. 
All diese Entscheidungen wurden ideologisch oder aus partei-
politischen Interessen getroffen. Die Strompreise werden da-
durch weiter ansteigen. Wir werden Strom mit LNG-Gas oder 
Kohle erzeugen und uns den Atomstrom aus den Nachbarländern 
einkaufen. Für die Einführung von neuen Wärmepumpen oder E-
Fahrzeugen benötigen wir Chips aus China.  Wir sind jetzt nicht 
mehr von Russland abhängig, dafür aber von den USA, China und 
der EU - dies kann nicht die Lösung für Deutschland sein. 

Wie steht die EU zu Wärmepumpen?
Wärmepumpen funktionieren mit einem sogenannten Kälte-
mittel. Doch viele dieser Kältemittel gelten als umweltschäd-
lich. Die meisten derzeit verbauten Wärmepumpen nutzen 
hierfür sogenannte fluorierte Treibhausgase (F-Gase), welche 
sogar deutlich klimaschädlicher sind als CO2. In der EU wird 
aufgrund der Negativ-Aspekte dieser Gase ein Verbot an-
gestrebt. Die Abgeordneten stimmten Ende März in Brüssel für 
einen schrittweisen Abbau dieser Fluorkohlenwasserstoffe auf 
dem EU-Markt ab 2039 und einen vollständigen Ausstieg aus 
der Produktion und dem Verbrauch bis 2050. Dieser Beschluss 
muss jetzt noch mit den Mitgliedsländern verhandelt werden. 
Kommt es so wie beschlossen, ist absehbar, bis wann wieder 
eine neue Heizung benötigt wird. Leider hat unsere Regierung 
keine langfristige Strategie, wie Sie unser Land dauerhaft mit 
Strom und Wärme versorgen will.  

Wie wird ein Verbot von Öl- und Gasheizungen die Wirt-
schaft insgesamt beeinflussen, insbesondere in Bezug auf 
Arbeitsplätze und Investitionen?
Die höheren Energiepreise führen zu einem Abwandern der 
Industrie und Wirtschaft ins Ausland. Unternehmen werden 

Markus Reich, Kreisvorsitzender der MIT Emmendingen, be-
rät mit seinem Unternehmen GründerZeit Netzwerk GmbH 
Firmen bei der Gründung, beim Wachstum, bei Investitionen 
oder der Restrukturierung.    

Nachgefragt …



21Nr. 4 | 2023

in Standorte investieren, an denen man auf Arbeitskräfte und 
günstige Energie zurückgreifen kann. Beides gibt’s aktuell in 
Deutschland nicht. 

Wie wird sich ein Verbot von Öl- und Gasheizungen auf die 
Preise von Heizungssystemen auswirken?
Im Jahr 2022 wurden ca. 240.000 Wärmepumpen eingebaut. 
Bei über 10 Millionen zu tauschenden Objekten führt dies zu 
einer sehr starken Nachfrage. Da nur wenige Unternehmen 
Heizsysteme produzieren, werden die Preise auch hier sehr 
deutlich steigen.

Welche Schritte sollten die Regierungen unternehmen, um 
Bürgern und Unternehmen Lust auf die sog. Energiewende 
bei Gebäuden zu machen?
Ein Verbot ist grundsätzlich der falsche Weg. Man sollte für Bür-
ger und Unternehmen Anreize schaffen, damit diese Lust haben, 
hier zu Investieren. Für Bürger ab dem 55. Lebensjahr könnte es 
sonst schwer werden, ein Darlehen zu bekommen, diese werden 
unter dem Mantel Klimapolitik der Ampel real durch den Staat 
enteignet. 
Bei Firmen steigen in den nächsten Jahren durch die Einführung 
der Taxonomie die Anforderungen zur Kreditvergabe, der Staat 
schreibt nun zusätzlich planwirtschaftlich Ausgaben für Ge-
bäude vor, dies schränkt natürlich die generellen Investitions-
möglichkeiten der Betriebe eine.
Bürger und Unternehmen benötigen in Zukunft von der 
Politik verlässliche Rahmenbedingungen, um Investitionen 
für ihre Liegenschaften zu tätigen. Dies könnten Steuer-
erleichterungen für die Investition in erneuerbare Energien 
sein oder aber auch zinsgünstige Kredite (mit einem Maximal-
zins von 1,0 %) über die bestehenden Förderbanken wie zum 
Beispiel die KFW oder L-Bank. 

Welchen positiven Beitrag hat der Umbau der Heizsysteme 
auf den weltweiten CO2-Ausstoß?
Auf den Gebäudesektor in Deutschland entfallen aktuell ca. 40 % 
der gesamten CO2-Emissionen. Der Anteil Deutschlands am welt-
weiten CO2-Ausstoß liegt bei ca. 2 %. Auf den Gebäudesektor 
entfallen somit ca. 0,8 % des Ausstoßes. Wenn man nun bedenkt, 

dass China rund 30 %, die USA 14 % und Indien 7 % der welt-
weiten CO2-Emissionen verursachen, so bringt ein angeordneter 
Umbau der Heizsysteme in Deutschland eine Ersparnis von 0,3 % 
bis 0,4 % und so dem weltweiten Klima sehr wenig.

wifo@mit-lvbw.de
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Fossile Energieträger sind endlich und 
die Folgekosten durch Erderwärmung 
und der mit fossilem Geld ermöglichten 
Aufrüstung teuer. Die Staatengemein-
schaft hat sich deshalb zur Vermeidung 
fossiler Emissionen verpflichtet. Es 
erscheint unvorstellbar, den hohen 
Energiebedarf regenerativ zu decken, 
was Einschränkung und Technologievor-
gaben zu rechtfertigen scheint. Jedoch 
steht die EU und insbesondere Deutsch-
land für Freiheit und Menschenrechte 
und sollte dem Ziel verpflichtet sein, zu-
erst die Rahmenbedingungen für CO2-
neutrales Wirtschaften zu setzen. Der 
Markt bzw. die Menschen werden damit 
den effektivsten Weg finden. Sicher spa-
ren wir Energie, wenn wir des Nachbarn 
Luxus einschränken, klimaneutral wer-
den wir dadurch jedoch nicht. Haushalte 
und deren Mobilität konsumieren ohne-
hin nur ein Drittel des Gesamtbedarfs. 
Ein nennenswerter Spareffekt ergibt sich 
erst durch Verlagerung der Industrie ins 
Ausland und den daraus folgenden Ab-
bau unseres Wohlstandes. Eine Vorbild-
funktion und damit global wirksamen 
Klimaschutz erreicht aber nur CO2-neut-
rales erfolgreiches Wirtschaften, das die 
Freiheit und den Wohlstand zur Motiva-
tion erhält. 

Doch ist unser jährlicher Energiebedarf 
ausreichend regenerativ erzeug- und 
speicherbar? 

Angesichts des bisher erreichten relativ 
kleinen regenerativen Anteils erscheint 
dies unmöglich, denn wer investiert 
in Anlagen, die bei Überangebot ab-
geschaltet werden und  bei Flaute nicht 
liefern. Die schwankende Verfügbarkeit 
von Wind und Solarstrahlung erfordert 
bei annähernd konstantem Bedarf 

Energiespeicher. See- und Land-Wind-
kraft benötigen 15 % und Solarstrom 
25 % des Jahresbedarfs als Speicher-
kapazität. Dabei ergänzen sich Sonne 
und Wind gut und reduzieren im Drittel-
Mix die notwendige Speicherkapazität 
auf nur 4 % des Jahresertrags. Das klingt 
wenig, erfordert aber für ein E-Mobil mit 
jährlich 50 Ladezyklen 2 stationäre Fahr-
zeugakkus. Für die Gesamtwirtschaft 
wären es einige Milliarden Akkus. Güns-
tiger ist Wasserstoff mit 20 % Erzeu-
gungs- und 15 % Kompressionsverlusten 
bei 700 bar Drucktanks.  Eine andere 
Möglichkeit sind Flüssigspeicher, sog. 
E-Fuel, das aus regenerativem Strom, H2 
und CO2 aus der Luft erzeugt wird. Dabei 
gehen fast 50 % der Energie verloren. 

Doch lässt sich auch der Jahresbedarf 
erzeugen? Biogas liefert bereits heute 
mit 2 KWh/m²/a einen Jahresertrag von 
43 TWh (fnr Biogasertrag). Photovoltaik 
hingegen schafft mit 200 KWh/m²/a das 
100-fache, womit bei gleicher Fläche 
4.300 TWh erzeugt werden könnten (Bi-
lanz einer Photovoltaikanlage BW). Mit 
der Hälfte davon als E-Fuel wäre immer 
noch fast unser gesamter Primär-
energiebedarf gedeckt. Die Flächen 
brauchten keine Pestizide und böten 
unter den Anlagen Platz für Natur, In-
sekten und Tiere. Südlichere Regionen 
haben die dreifachen Sonnenstunden, 
so dass eine weltweite regenerative 
Versorgung möglich erscheint. Süd-
EU und Afrika bekämen mit E-Fuel ein 
Produkt und eine Perspektive.  Zusätz-
lich wäre es Motivation zur Einhaltung 
der Menschenrechte, denn ohne Pipe-
lines ist es einfacher, den Lieferanten 
zu wechseln. Das Risiko der wirtschaft-
lichen Isolation sollte die erste Form der 
Abschreckung sein.

Klimaschutz 
mit Perspektive 
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Politik und Medien scheinen jedoch 
andere Ziele zu favorisieren, denn bis-
herige Klimamaßnahmen haben erst eine 
Wirkung, wenn es eine ausreichende 
regenerative Energieversorgung gibt. 
Heute und absehbar ist die sog. Energie-
wende nur ein Wechsel der Energieart, 
wobei fossiles Öl und Gas durch Strom 
ersetzt wird. Durch den Wechsel er-
zeugen regenerative Anlagen nicht mehr 
Energie, so dass der zusätzlich benötigte 
Strom effektiv aus fossilen Kraftwerken 
kommt. Damit dies nicht auffällt, wird 
mit dem Strommix gerechnet, der die 
Mobilität grüner und die Haushalte ent-
sprechend schwärzer macht. Klimatisch 
ist der Wechsel ohne Effekt. 

Zusätzlich wird der E-Fuel-Verbrenner 
nicht akzeptiert, weil das E-Mobil nur ein 
Sechstel der Energie benötigt (zweifacher 
Energiebedarf der E-Fuel-Erzeugung und 
dreifach schlechterer Fahrzeugwirkungs-
grad). Wenn das E-Mobil aber auch bei 
Flaute geladen und beheizt werden muss, 
gleichen sich die Systeme an. 

Ähnlich verhält es sich mit dem Wechsel 
von Ölheizung auf Luft-Wärmepumpe, 
die im Winter bei größtem Wärmebedarf 
bzw. größter Temperaturdifferenz nur 
noch einen mäßigen Wirkungsgrad hat. 
Sie holt dann ungefähr die Energie aus 
der Luft, die das Kraftwerk an anderer 
Stelle in die Luft abgibt. Mit E-Fuel könn-
te die bisherige Ölheizung regenerative 
Wärme vielleicht günstiger erzeugen. 

Solarstrom kann in südlichen Regionen 
für weniger als 2 ct/KWh erzeugt werden. 

E-Fuel benötigt damit für 9 KWh/Liter 
Energieinhalt und 50 % Erzeugungsver-
lust 36 ct/Liter Energiekosten. Für die 
Produktion nach Industriealisierung des 
Prozesses kann ein Faktor 2 geschätzt 
werden. Kosten von 1 Euro/Liter E-Fuel 
sind durchaus vorstellbar. Derzeit wer-
den die Kosten noch über 2 Euro/Liter 
liegen, wodurch es mit 0,72 Euro/Liter 
fossiler CO2- und Energiesteuer unwirt-
schaftlich gemacht wird. Porsche und 
Siemens haben für ihre Anlage in Chile 
ähnliche Zahlen veröffentlicht.

Sollte E-Fuel hingegen ineffizient sein, 
wird es der Markt nicht annehmen. Und 
trotzdem ist das E-Fuel-Verbrennerver-
bot der Politik wichtig. E-Fuel hätte aber 
das Potenzial vom Mobilitätswunsch, 
subventionsfrei entwickelt zu werden 
und den Markt fossilfrei zu machen.

Politiker sind nicht die besseren Inge-
nieure, präsentieren sich aber als solche 
und verlieren durch die autokratische 
Regelung des Marktes ihre Reputation. 
Widersprüchlich zeigen die schnellen 
Energiehilfen, dass Einsparung keine 
Option ist.  Dadurch wurde der Bedarf 
gehalten und bei begrenztem Angebot 
die Inflation getrieben. Ebenso werden 
potenzielle Energieverbraucher statt 
regenerative Energieerzeuger mit der 
THG-Prämie belohnt, wodurch sich 
die dringend benötigte regenerative 
Energieerzeugung und -speicherung nicht 
 entwickelt. 

Wenn die Energiewende im Sinne von re-
generativer Energieversorgung gelingen 

soll, ist eine Konsolidierung der CO2- 
und Energiesteuer auf Basis der fossilen 
Primärenergie notwendig. Die freie 
Marktwirtschaft wäre damit  motiviert, 
die effektivste Lösung und den größten 
Wohlstand zu entwickeln und wird für 
die Welt ein Vorbild sein.  

Dr. Winfried Langer,

wilanger@kabelbw.de
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Mitte April gingen Deutschlands letzte 
Atomkraftwerke vom Netz und 2030 
soll auch idealerweise der Kohlestrom 
der Vergangenheit angehören. Selbst 
wenn bis dahin genügend Elektrizität aus 
erneuerbaren Energiequellen zur Ver-
fügung stehen sollte, kommt eine große 
Herausforderung auf unser Land zu: Die 
Stromversorgung könnte zunehmend 
instabil werden. Ohne besondere Vor-
kehrungen wird man mehr denn je mit 
immer wieder auftretenden Blackouts 
rechnen müssen, weil unsere Stromver-
sorgung dann hauptsächlich von Wind 
und Wetter abhängt. 

Leistungsfähigere Stromnetze  
für die Energiewende

Dieser doppelte Ausstieg aus den tradi-
tionellen Energiequellen soll das Klima 
schützen und die Risiken der Atom-
kraft begrenzen. Aber wird es bis dahin 
genügend Netze, Leitungen, Speicher 
und Rückfall-Lösungen geben? Eigent-
lich ergänzen sich Sonne und Wind als 
die beiden wichtigsten erneuerbaren 
Energieträger gut. Solarzellen spielen 
ihre Vorteile bei der Stromerzeugung 
vor allem im Sommer aus, während 
der Wind in den anderen Jahreszeiten 
kräftiger weht. Es gab sogar schon Zei-
ten, in denen Deutschland theoretisch 
ganz ohne Atom- oder Kohlestrom aus-
gekommen wäre. Das Dilemma ist je-
doch augenfällig. Der Transport und die 

gleichmäßige Verteilung des erzeugten 
Ökostroms machen zunehmend Prob-
leme. Denn der Bau von neuen Strom-
trassen verzögert sich, weil die Planungs- 
und Realisierungsverfahren komplexer 
und damit langwierigerer werden. Vom 
Ökostrom, der vorwiegend im Norden 
und Osten Deutschlands erzeugt wird, 
kommt nicht genug im Westen und im 
Süden an. Es bräuchte auch mehr Strom-
trassen ins Ausland, um Netzlastspitzen 
notfalls sicher durch Importstrom aus-
gleichen zu können. Produktion und Ver-
brauch müssen zusätzlich ein Einklang 
gebracht werden. 

Die Energiewende  
braucht mehr Stromreserven 

Während Solarzellen tagsüber Strom er-
zeugen, brauchen die Privathaushalte ihn 
vor allem abends zum Heizen, Kochen 
und für die Beleuchtung oder zum Laden 
der Elektroautos. Und besonders im Win-
ter droht die Gefahr der sogenannten 
Dunkelflauten. Laut Bundesumweltamt 
treten diese besonders im Zeitraum zwi-
schen dem 23. Januar bis 6. Februar eines 
Jahres auf. In diesem Zeitraum soll dann 
eine Kombination aus Biogasanlagen, 
Gas- oder Wasserkraftwerken zusammen 
mit Importstrom und Batteriespeichern 
die Elektrizitätsnachfrage sichern. Um 
diese Mangelzeiten problemlos über-
brücken zu können, müssen diese 
Stromerzeuger etwa 60 Gigawatt an ge-

sicherter Leistung liefern, wie man an der 
Ostbayrischen Technischen Hochschule 
in Regensburg herausgefunden hat. Der-
zeit stehen aber nur knapp zwei Drittel 
dieser prognostizierten Vorhalteleistung 
zur Verfügung und sie muss eilends aus-
gebaut werden, wenn man ohne Atom- 
und Kohlestrom die für das Jahr 2030 
anvisierten Klimaschutzziele der Bundes-
regierung erreichen will.

Der Netzausbau  
muss schneller werden

Dieser Wettlauf mit der Zeit stellt 
Deutschland vor große technische 
und finanzielle Herausforderungen in 
Milliardenhöhe, weil unser Stromnetz 
für die Energiewende aus- und umgebaut 
werden muss. Besonders die Elektro-
mobilität und die elektrische Wärme-
gewinnung sorgen in Zukunft für einen 
erheblichen Mehrbedarf an Strom. Da-
durch steigen die Anforderungen an 

Dietrich Eberhardt, IT-Strategieberater, Beisitzer 
im Landesvorstand der MIT Baden-Württemberg 
und Kreisvorsitzender der MIT Lörrach

Keine Energiewende 
ohne Digitalisierung
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die Zuverlässigkeit und Flexibilität des 
Netzes massiv, weil die Stromerzeugung 
aus erneuerbaren Energiequellen immer 
dezentraler wird und man für die Opti-
mierung der Stromverteilung mehr und 
leistungsfähigere Kabeltrassen benötigt. 
Sonst drohen lokale Stromausfälle oder 
gar Blackouts, die sich für unsere Ge-
sellschaft und insbesondere für unsere 
mittelständische Wirtschaft bedrohlich 
auswirken können.

Die Netze werden digital

Ohne eine umfassende Digitalisierung 
ist die Energiewende jedoch nicht zu 
stemmen. Deshalb muss der Ausbau des 
Breitband-Internets vehement voran-
getrieben werden. Eine schnelle und 
zuverlässige Internetverbindung ist die 
Voraussetzung für die Umsetzung von di-
gitalen Lösungen, die Stromerzeuger und 
-verbraucher beim effizienten Strom-
management miteinander verbindet. 
So wird aus einer konventionellen uni-
direktionalen Energieumwandlungs-
kette eine hochkomplexe Strom-Matrix, 
die häufig aus vielen, auch kleinen Ein-
speisern auf der Verteilnetzebene be-
steht. Allerdings sind diese vielfältigen 
Stromquellen für sich viel zu klein, um 
z. B. am Regelenergiemarkt oder der 
sogenannten Sekundärregelung, die 
der gleichmäßigen Stromauslastung 
dient, teilzunehmen. Erst ein „virtuelles 
Kraftwerk“, das auch größere Energie-
lieferanten und -verbraucher integriert, 
übernimmt die zentrale Steuerung die-
ser Anlagen und entscheidet aufgrund 
von Echtzeitdaten, welche Energiequelle 
gerade am effizientesten ist, um die 
Energieversorgung sicherzustellen. Die 
dafür notwendigen Daten werden z. B. 
durch digitale Messgeräte und IoT-Sen-
soren als Bestandteile des sog. „Internet 
of Things“ ermittelt und tragen dazu bei, 
den Stromverbrauch auf Versorgerebene 
zu optimieren und zu stabilisieren.

Zu diesen „Smart-Grids“ oder „intelli-
genten Netzen“ gehören auch zahlreiche 
Energieeffizienz-Apps, die ihren Nutzern 
helfen, ihren Energieverbrauch zu über-
wachen und zu reduzieren. Diese Apps 
können auch Daten sammeln und ana-

lysieren, um Verbraucher und Energiever-
sorger bei der Planung von Maßnahmen 
zur Steigerung der Energieeffizienz zu 
unterstützen.

Smart-Grid-Plattformen leisten einen 
wesentlichen Beitrag, um den Handel mit 
erneuerbaren Energien zu fördern. Dabei 
vereinfacht die Blockchain-Technologie 
den Austausch von Energiezertifikaten 
und den Stromhandel zwischen Ver-
brauchern und Erzeugern und erweitert 
den Markt für neue, zusätzliche Dienst-
leistungsangebote im Bereich der er-
neuerbaren Energien.

Bei der Digitalisierung des Strom-
netzes fallen immer größere Daten-
mengen an. Für ihre Analyse und Be-
wertung eignet sich die sich immer 
schneller entwickelnde künstliche Intel-
ligenz ganz besonders. Im Verbrauchs-
bereich kann sie den Energieverbrauch 
von Gebäuden, Maschinen und Gerä-
ten optimieren, indem sie Muster im 
Stromverbrauch erkennt und Prozesse 
automatisch anpasst, was zu Verbrauchs- 
und Kostensenkungen führt. Mit ihrer 
Hilfe lassen sich historische Energie-
produktionsmuster, Wetterdaten und   
andere Einflussgrößen zu immer prä-
ziseren Stromverbrauchsprognosen 
modellieren, die dazu beitragen, den 
Energiebedarf von Unternehmen und 
Haushalten auf Versorgerebene immer 
genauer vorherzusagen. Ihre Algorith-
men unterstützen auch die Optimierung 

von Smart-Grids, indem sie die Strom-
erzeugung, -übertragung und -verteilung 
automatisch steuern und helfen so, Eng-
pässe im Vorfeld zu vermeiden. Betriebs-
prozesse und -abläufe können noch bes-
ser automatisiert und überwacht werden. 
Dies erhöht die Sicherheit in der Strom-
versorgung, weil sich Fehler und Störun-
gen in einer zunehmend dynamischeren 
Stromnetzstruktur schneller als bisher 
erkennen und beheben lassen.

Cybersicherheit ist oberstes Gebot

Die Energiewende führt dazu, dass unsere 
Stromversorgung immer komplexer und 
vernetzter wird. Viel mehr als früher steu-
ern digitale Algorithmen automatisch 
unsere hochvernetzten Stromnetze auf na-
tionaler und auf internationaler Ebene. Ge-
rade bei den Smart-Grids liegen die Ge-
fahren vor allem beim Datenmissbrauch, 
Computer-Systemfehlern und Cyber-
angriffen. Deshalb müssen die be-
stehenden Sicherheitsstandards – am bes-
ten auf EU-Ebene –  kontinuierlich 
angepasst und ausgebaut werden. Genau-
so wichtig ist jedoch die Expertise, die 
Stromverfügbarkeit nach Hackerangriffen 
schnell wiederaufzubauen. 

Dietrich Eberhardt,

dietrich.eberhardt@itrc.de

www.prinzing-elektro.de



26 Nr. 4 | 2023

Vor Kurzem hat die Bundesregierung 
die Länder- und Verbändeanhörung zur 
Novelle des Gebäudeenergiegesetzes 
(GEG) mit dem heftig umstrittenen 
Verbot für Öl- und Gasheizungen ab 
2024 gestartet. Am 19. April hat das 
Kabinett die Novelle beschlossen. Das 
GEG betrifft auch Unternehmen, wenn-
gleich es zahlreiche Ausnahmen für 
bestimmte Betriebsgebäude gibt. Wie 
scharf das novellierte GEG das Öl- und 
Gasheizungsverbot am Ende regeln 
wird, bleibt abzuwarten. Wichtig für 
Unternehmen (wie Privatpersonen) 
sind die Begleitmaßnahmen der 
Bundesregierung, um die Wärmewende 
zu unterstützen, also die Fördermittel-
richtlinien. Hier hat es in den letzten 
Jahren deutliche Verbesserungen ge-
geben und es besteht Hoffnung, dass 

anlässlich der GEG-Novelle weitere 
Verbesserungen erfolgen.

Bundesförderung effiziente Gebäude

Die Bundesförderung für effiziente Ge-
bäude (BEG) gilt für Bestandsgebäude 
und betrifft gleichermaßen Wohn- und 
Nichtwohngebäude. Antragsberechtigt 
sind private Hauseigentümer wie auch 
Unternehmen für ihre Betriebsgebäude. 
Das Programm ist eine gute Grundlage, 
um im Unternehmen die Energiekosten 
für die Gebäudeheizung signifikant zu 
senken. Gefördert werden neben Maß-
nahmen an der Gebäudehülle die An-
lagentechnik, die Heizungstechnik selbst 
sowie die gesamte Planung und Bau-

begleitung. Die Förderung der BAFA er-
folgt durch Zuschüsse. Die förderfähigen 
Kosten können dabei bis zu 5 Mio. Euro 
pro Gebäude betragen und sind ge-
deckelt auf 1.000 Euro pro Quadratmeter 
Nettogrundfläche. Je nach der konkreten 
Maßnahme bzw. Heizungsvariante be-
tragen die Fördersätze 15 – 30 %, beim 
Austausch einer funktionsfähigen alten 
Öl- oder Gasheizung zusätzlich weite-
re 10 %, bei der Fachplanung und Bau-
begleitung sogar 50 %.

RA Dr. Thomas Reif, Fachanwalt für Steuerrecht, 
Diplom Volkswirt, of Counsel bei der Kanzlei 
SONNTAG

Wärmewende für  
die Wirtschaft

Claus Gebäudereinigung GmbH & Co. KG · Vaihinger Str. 31 · 71063 Sindelfingen
Tel.: 07031-814792 · info@claus-gebaeudereinigung.de · www.claus-gebaeudereinigung.de
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Bundesförderung  
effiziente Wärmenetze

Die Bundesförderung effiziente Wärme-
netze (BEW) richtet sich primär an 
Energieversorger, die ihre Wärmenetze 
auf erneuerbare Energien umrüsten 
oder solche Netze neu errichten wollen. 
Wärmenetzbetreiber im Sinne der Richt-
linie wird ein Unternehmen aber u. a. be-
reits dann, wenn es an seine neuen oder 
umgerüsteten Erzeugungsanlagen mehr 
als 16 Gebäude anschließt – unabhängig 
davon, wer die Gebäudeeigentümer sind. 
Wird ein Unternehmen also Selbstver-
sorger mit Wärme und bietet eine Ver-
sorgung auch der Nachbarschaft an, 
dann ist der Zugang zum BEW eröffnet. 
Was das Programm besonders bei gro-
ßen Vorhaben interessant macht, ist das 
hohe Fördervolumen von bis zu 100 Mio. 
Euro. Das Programm kennt verschiedene 
Module zur Förderung von Erzeugungs- 
und Verteilanlagen etc. Die Fördersätze 
betragen erneut bis zu 40 %, bei Trans-
formationsplänen, Machbarkeitsstudien 
inklusive der Planungsleistungen (HOAI 
1-4) sogar 50 %.

Bundesförderung für Energie- und 
Ressourceneffizienz in der Wirtschaft

Die Bundesförderung für Energie- und 
Ressourceneffizienz in der Wirtschaft 
(EEW) hat neben Effizienz- und Einspar-

maßnahmen die Umstellung auf erneuer-
bare Prozesswärme der Unternehmen 
im Fokus, nicht die Heizwärme, Prozess-
wärme ist denkbar weit definiert und 
umfasst jede Wärme zur Herstellung, 
Weiterverarbeitung oder Veredelung 
von Produkten oder zur Erbringung von 
Dienstleistungen. Das betrifft Wärme 
in Wäschereien, Schwimmbädern, Ho-
tels, Gewächshäusern, Brauereien usw. 
Alle diese Prozesswärmenutzer können 
mit Fördervolumen von bis zu 15 Mio. 
Euro auf Selbstversorgung mit erneuer-
baren Energien umsteigen. Die Förder-
sätze sind attraktiv. Sie betragen 45 % 
der förderfähigen Investitionskosten 
und sogar 55 % bei kleinen und mittle-
ren Unternehmen (KMU). Das Programm 
lässt einen vorzeitigen Maßnahmen-
beginn zu, damit Unternehmen schnell 
umrüsten können. Beim EEW steht eine 
Novelle an, die neben den klassischen 
Wärmepumpen bei der Prozesswärme 
auch Tiefengeothermie zulässt.

Chance für die Nutzung  
tiefer Geothermie

Die Novelle zur Einbeziehung tiefer Geo-
thermie in die Förderung von Prozess-
wärme im Rahmen der EEW bietet Chan-
cen. Gerade in Süddeutschland, speziell 
im Großraum München, schreibt die 
Wärmeversorgung aus Tiefengeothermie 
eine nun schon mehr als zwanzigjährige 
Erfolgsgeschichte. Im Schnitt wird es 

je 100 m Tiefe etwas über 3 K wärmer. 
Diesen Effekt macht man sich zu Nutze, 
indem man in größerer Tiefe wasser-
führende Schichten anbohrt, das warme/
heiße Wasser über eine Bohrung fördert, 
die Wärme entzieht und das abgekühlte 
Wasser dann wieder über eine zweite 
Bohrung zurückführt. Bei Bohrungen in 
großer Tiefe über 3.000 m erreicht man 
Temperaturen über 100° C, allerdings fal-
len dabei Investitionen in zweistelliger 
Millionenhöhe an. Dennoch lohnt sich 
ein solches Vorhaben heute bereits für 
Produktionsbetriebe oder etwa größere 
Gewächshäuser. Es gibt in Baden-Würt-
temberg und Bayern aber auch wasser-
führende Schichten zwischen 1.000 und 
2.000 m mit gut nutzbaren Temperaturen 
zwischen 40 und 60° C, die deutlich güns-
tiger erschlossen werden können. Hier 
eröffnet sich mit dem EEW künftig eine 
sehr interessante Möglichkeit, mittel-
ständischen Prozesswärmebedarf inno-
vativ und erneuerbar zu decken.
Die obigen Ausführungen sind allgemein 
gehalten und können Besonderheiten 
des Einzelfalls nicht berücksichtigen. Bei 
tatsächlicher Betroffenheit sind auf 
jeden Fall eine individuelle Analyse und 
Beratung erforderlich. Gerne stehen 
Ihnen hierfür die Experten der Kanzlei 
SONNTAG zur Verfügung. 

RA Dr. Thomas Reif,

thomas.reif@sonntag-partner.de,

sonntag-partner.de



28 Nr. 4 | 2023

Seit drei Jahren herrscht in Deutschland ein Ausnahmezustand. 
Eine Krise reiht sich an die andere. Und über allem droht der 
Klimawandel. Die vielen Veränderungen haben einiges durch-
einander gewirbelt. Sie haben aber auch unseren Blick geweitet, 
technologisch und geografisch. In Hinblick auf die notwendige 
Erschließung neuer Energie- und Ressourcenmärkte rückte 
plötzlich Afrika in den Fokus vieler Industrienationen. USA, EU, 
China und Russland haben ihr Werben um die Gunst der afri-
kanischen Länder verstärkt. Auch die Bundesregierung brach-
te sich in Stellung: Zu Beginn des Ukrainekriegs warb Kanzler 

Scholz bei seiner Afrika-Reise im Senegal dafür, bei der Gas-
förderung enger zusammenzuarbeiten. 

Der Handel mit dem Nachbarkontinent fand bislang tatsächlich 
nur in homöopathischen Dosen statt. Mit Afrika hat Deutsch-
land so viel Handel wie mit Ungarn. Nur leben in Ungarn zehn 
Millionen Menschen, in Afrika 1,3 Milliarden. Das ist ein riesiges 
Potenzial aus volkswirtschaftlicher Sicht. Aber auch eine Ver-
pflichtung aus klimapolitischen Aspekten.
Strebt man eine nachhaltige Zusammenarbeit an, ist der süd-

Fabian Gramling MdB, Berichterstatter für Wasserstoff im Ausschuss für 
Klimaschutz und Energie des Deutschen Bundestages und Beisitzer im 
Landesvorstand der MIT BW

Zusammenarbeit mit Afrika: 

Notwendigkeit 
und Chance  
zugleich

Rathberger GmbH
Beim Breitenstein 25
D-79588 Efringen-Kirchen
+49 (0)76 28 918 33-0
www.rathberger.de 
info@rathberger.de

CNC-BLECHBEARBEITUNG
LASERTECHNIK
METALLDACH
METALLFASSADE
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liche Kontinent als Produktionsstandort und Partner bei Klima-
schutztechnologien unverzichtbar. Dafür ist ein Neustart in 
den Beziehungen zu Afrika nötig. Die Entwicklungshilfe in ihrer 
jetzigen Form hat sich überholt: Sie ist teuer, ineffizient und er-
reicht nicht das, was sie erreichen soll. 

Was ich auf meiner Reise nach Südafrika und Namibia vor eini-
gen Wochen erlebte, ist eine enorme Dynamik, ein neues Selbst-
bewusstsein und eine Lust am Erfolg. Das alles erfordert von uns 
in Bezug auf den Chancenkontinent einen Perspektivwechsel. 
Deutschland sollte vor allem die wirtschaftliche Zusammen-
arbeit mit Afrika intensivieren - und zwar partnerschaftlich und 
auf Augenhöhe, ohne erhobenen Zeigefinger. Denn nicht Afrika 
braucht Deutschland und Europa. Sondern wir brauchen Afrika.

Der afrikanische Kontinent ist auch deshalb von besonderer 
Bedeutung, weil der Hunger nach wirtschaftlicher Zusammen-
arbeit von Tag zu Tag wächst. Nicht Entwicklungshilfe, sondern 
Kooperationen, Arbeitsplätze und wirtschaftlicher Fortschritt 
wird von den Vertretern eingefordert.

Das Schlüsselelement der neuen Partnerschaft heißt Wasserstoff. 
Viele afrikanische Länder verfügen über die idealen klimatischen 
und meteorologischen Bedingungen, um grünen Wasserstoff zu 
produzieren. Deutsche Unternehmen sind Technologieführer in 
vielen Bereichen entlang der gesamten Wasserstoff-Wert-
schöpfungskette. Eine klug gestaltete energie- und rohstoff-
politische Zusammenarbeit zwischen Deutschland und afrikani-
schen Ländern hat gute Chancen auf eine Win-Win-Win-Situation: 
Nachhaltige Wertschöpfung und Arbeitsplätze vor Ort, Ver-
sorgungssicherheit für deutsche Unternehmen und ein wichtiger 
Beitrag für den Klimaschutz. 

Fabian Gramling MdB,

fabian.gramling@bundestag.de,

fabian-gramling.de

Nachhaltige Bauweise, Holz aus 
heimischen Wäldern und die Energie-
versorgung zu 100% aus erneuer- 
baren Energien: Familie Schmuck hat 
sich den Wunsch vom klimafreund- 
lichen Einfamilienhaus schon erfüllt.  
Wann sprechen wir über Ihre 
Träume?

www.schwoererhaus.de
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Unter dem Motto „Bestehende Res-
sourcen fördern und nutzen“ hat die 
MIT Ostalb zu einem Fachgespräch 
in das Innovationszentrum der Hoch-
schule Aalen eingeladen. Ziel ist es, dem 
Fach- und Arbeitskräftemangel in Ost-
württemberg entgegenzutreten. Mit 
dabei waren Verantwortliche von Job-
center, Landratsamt Heidenheim, Hand-
werkskammer, Deutsche Angestellten 
Akademie, Stiftung Haus Lindenhof, DGB 
und dem Innovationszentrum der Hoch-
schule Aalen.

Auch bei diesem Gespräch hat sich ge-
zeigt, dass es nicht nur einzelne Stell-
schrauben sind, die bewegt werden müs-
sen, sondern dass es eine Vielzahl von 
Möglichkeiten gibt, diesem Problem ent-
gegenzutreten. Dabei ist jeder gefordert, 
seinen Teil beizutragen. Wenn auch in 
Ostwürttemberg so viele Arbeitnehmer/-
innen wie noch nie in Arbeit sind, so sind 
doch auch viele Stellen unbesetzt.  

Durch die starke Veränderung in der 
Arbeitswelt werden in den nächsten 
Jahren auf der einen Seite viele Arbeits-
plätze wegfallen, jedoch auf der anderen 
Seite neue entstehen. Die Frage dabei 
ist: Wie erreicht man Menschen, die 
ihren Arbeitsplatz verlieren werden, um 
sie mit neuen Möglichkeiten und Chan-
cen vertraut zu machen, so dass sie auch 
künftig eine zu ihnen passende Tätig-
keit finden, um ihren Lebensunterhalt zu 
verdienen? 

Der Schwerpunkt des Fachgesprächs war 
deshalb „vorhandene Ressourcen zu för-
dern und zu nutzen“. 

Das Ziel ist, Arbeitnehmer/-innen im 
Vorfeld zu sensibilisieren, dass dro-
hender Arbeitsplatzverlust nicht auto-
matisch Abstieg bedeutet, sondern dass 
es Möglichkeiten gibt wie z. B. durch 
Fortbildungen und Umschulungen, auch 
in Zukunft eine gute Arbeitsstelle zu fin-

Am Fachgespräch in Aalen nahmen teil: (vordere 
Reihe:) Gisela Schaum (Stv. Geschäftsführerin 
DAA Ostwürttemberg), Martina Hasenmüller 
(Organisationsleitung Kompetenzzentrum Arbeit 
für Menschen mit Behinderung Stiftung Haus 
Lindenhof), Markus Thum (GF DAA Ostwürt-
temberg), Werner Frank (Vorstand MIT Ostalb), 
(hintere Reihe:) Christian Zeeb (Regionssekretär 
DGB Südostwürttemberg), Thomas Koch (GF Job-
center Ostalbkreis), Dominik Maier (Fachbereichs-
leitung Nachwuchs- Bildung- Flüchtlingspolitik 
HWK Ulm), Jan Blömacher (Wirtschaftsförderer 
Landratsamt Heidenheim).

Aus den Kreisen & Bezirken

Fachgespräch 
der MIT Ostalb 
zum Thema 
Fachkräfte-
mangel
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den. Leider ist es jedoch Tatsache, dass 
sich viele in dem übergroßen Angebot 
an Informationen nicht zurechtfinden. Es 
hat sich gezeigt, dass Menschen mit dro-
hendem Arbeitsplatzverlust kaum mehr 
belastbar sind, da ihnen die Perspektive 
fehlt. Zudem werden oftmals die vor-
handenen Kompetenzen nicht erkannt 
und schon gar nicht in Verbindung mit 
anderen Möglichkeiten gebracht.  Viele 
Menschen sind nicht in der Lage, das für 
sie Wichtige herauszufiltern. Hier bedarf 
es einer zeitintensiven Beratung, die in 
dieser Form und Intensität nicht immer 
durchführbar ist. Wichtige Grundvoraus-
setzungen wie Kompetenzanalyse, Er-
kennen von Fähigkeiten sowie Stärken-
Schwächen-Analyse, um die geeigneten 
Möglichkeiten zu finden, fehlen oft. 

Um sich in dem übergroßen Informations-
angebot zurechtzufinden, bedarf es ein-
facher Informationsquellen, die leicht 
zu verstehen sind. Es nützt nichts, Men-
schen in Berufe unterzubringen, nur weil 
da gerade ein enormer Bedarf besteht, 
sondern sie müssen in Berufe unter-
gebracht werden, die passend sind und 
in denen der Mensch für sich auch eine 
Zukunft sieht. 

Ein Start-up-Unternehmer vom 
Innovationszentrum Aalen hat den An-
wesenden des Fachgesprächs sehr gut er-
klärt, wie man heute durch Social Media 
und KI  Menschen, die auf Jobsuche sind, 
erreichen kann, um ihnen die Vielzahl der 
gegebenen Möglichkeiten aufzuzeigen.
Im Gespräch wurde erläutert, wie Arbeit-

nehmer/-innen auf eine unkomplizierte 
Art und Weise anhand einer ent-
sprechenden Software Empfehlungen be-
kommen, welche Arbeitsangebote für sie 
geeignet sind und welche Möglichkeiten 
es für sie in anderen Berufen gibt. Gera-
de in diesem Bereich besteht ein großer 
Handlungsbedarf. Der Arbeitssuchende 
muss nicht stundenlang Recherche be-
treiben, bis er in die richtige Richtung 
kommt, sondern er wird aufgrund von KI 
mit den Informationen konfrontiert, die 
zu ihm passen und die er auch benötigt. 

Gefordert sind auch Arbeitgeber, in-
dem sie ihre Mitarbeitenden weiter-
qualifizieren und das große Angebot der 
Fördermittel, die zur Verfügung stehen, 
auch nutzen. Leider muss man fest-
stellen, dass sich in den letzten Jahren 
die Ausbildungs- und Fortbildungsbereit-
schaft reduziert hat. Auch wir als MIT 
müssen unsere Hausaufgaben machen 
und unsere Mitglieder/-innen zu diesem 
Thema mehr informieren und sensibili-
sieren. Es stehen viele Fördermittel be-
reit, die nicht abgerufen werden. Auch 
eine intensivere Zusammenarbeit mit 
anderen Gruppen und Organisationen 
wie z. B. das  Bildungswerk Baden-Würt-
temberg, Arbeitsmarktdrehscheibe Ost-
württemberg oder auch Bildungsträger 
sollte im Wettbewerb stärkere Beachtung 
finden.    

Ein weiteres Thema war die Einbindung 
von Menschen mit Behinderung in die 
Arbeitswelt. Hier braucht es Unter-
nehmen, die bereit sind, sich dafür zu en-
gagieren. Die MIT Ostalb wird zu diesem 
Thema ihre Mitglieder sensibilisieren und 
hierbei von der Stiftung Haus Lindenhof 
Schwäbisch Gmünd unterstützt.  

Wir als MIT Ostalb empfanden diesen 
Nachmittag des gemeinsamen Aus-
tausches und der Informationen als sehr 
konstruktiv und interessant.  Und es 
wurde uns bewusst, dass wir über dieses 
Thema nicht nur reden, sondern stärker 
tätig werden müssen.   

Manfred Nuding (Mitglied des Vorstands), 

m.nuding@nuding-personalberatung.de
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Bei ihrer Mitgliederversammlung 
in Lauda Anfang März hat sich die 
MIT Main-Tauber personell neu 
aufgestellt. Bei den einstimmigen 
Wahlen wurden folgende Personen 
in den Kreisvorstand gewählt: 

Prof. Dr. Wolfgang Reinhart, 
Seline Käfer, 
Dominik Martin, 
Joachim Döffinger, 
Martin Fischle, 
Norbert Groß, 
Dr. Roland Käfer, 
Michael Keller, 
Thomas Krieg, 
Clara Reinhart und 
Egbert Wöppel

www.autenrieth-kunststofftechnik.de

WIR VERSTEHEN KUNSTSTOFF SEIT 1977

www.autenrieth-kunststofftechnik.de

MIT Main-Tauber 
personell neu aufgestellt 
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Besuch der Firma Octo 
Actuators

Bei ihrer konstituierenden Kreisvor-
standssitzung war die MIT Main-Tauber 
zu Gast bei der Octo Actuators GmbH mit 
Hauptsitz im Industriepark „Ob der Tau-
ber“ in Grünsfeld. Das mittelständische 
Unternehmen exportiert vom Taubertal 
aus Antriebssysteme für Polster- und 
Boxspringbetten in die ganze Welt. Kenn-

zeichnend für die Innovationen von Octo 
Actuators sind die ultraflachen Antriebs-
technologien, mit denen sich Lattenroste 
für den nicht-klinischen Bereich bequem 
anheben und absenken lassen. Das Foto 
zeigt den MIT-Kreisvorstand gemeinsam 
mit Geschäftsführer Johannes Schneider 
(Foto: Sören Döffinger).

In seiner Präsentation ging Geschäfts-
führer Schneider auch auf die Aktivi-
täten seines Unternehmens in Sachen 
Nachhaltigkeit und Klimaschutz ein. So 
sei man etwa derzeit dabei, eine Pho-
tovoltaikanlage auf dem Firmendach 
mit 720 KWp zu installieren. Prof. Dr. 
Wolfgang Reinhart lobte dieses wich-
tige Engagement des Mittelständlers  
und beleuchtete hierbei auch den 
Spitzenplatz des Main-Tauber-Kreises 
bei den regenerativen Energien und 
die Potenziale der ländlichen Räume: 
Bei On-Shore-Windkraftanlagen habe 
man aktuell von landesweit 750 An-
lagen allein über 150 im Kreis in Be-
trieb und damit den Spitzenplatz. 
Hinzu kämen ferner über 7.800 PV-
Dachflächenanlagen, über 30 PV-
Freiflächenanlagen sowie drei große 
Biomassefeuerungsanlagen.

Ebenso habe er im vergangenen Jahr 
an Minister Habeck und an mehrere 
Ministerpräsidenten geschrieben, um 
beim „Osterpaket“ den Entwurf zu-
gunsten kleiner Wasserkraftanlagen 
– von denen es alleine 44 im Main-Tau-
ber-Kreis gibt – zu korrigieren, was auch 
gelungen sei.

Es gelte nunmehr, vor allem bei den Ein-
speisepunkten und beim Netzausbau viel 
mehr Tempo an den Tag zu legen und 
Privilegierungstatbestände im Bau-
gesetzbuch weiter zu novellieren, damit 
die Potenziale bei den erneuerbaren 
Energien noch umfassender realisiert 
werden könnten. 

Prof. Dr. Wolfgang Reinhart MdL 

(Kreisvorsitzender),

wolfgang.reinhart@cdu.landtag-bw.de
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Faszination AMG
Werksführung für die MIT Ludwigsburg

Schon das Parkhaus von AMG in Affalterbach 
ist ein echter Hingucker …

Den einzigartigen Spirit von AMG erlebten die Mitglieder der MIT Ludwigsburg bei der Werksführung in 
Affalterbach.

AMG – diese drei Buchstaben faszinieren 
jeden Motorsportfan. Mit einer Gruppe 
von 30 Personen nahm die MIT bei einer 
Werksführung durch das Motorenwerk in 
Affalterbach im Kreis Ludwigsburg teil.  

Auf 4.500 Einwohner Affalterbachs kom-
men 3.000 AMG-Mitarbeiter – allein 
dieser Fakt zeigt die enorme Bedeutung 
der Mercedes-Tochter in der Autoregion 
Stuttgart. Neben der Geschäftsführung 
sind Vertrieb, Entwicklung, Design und 
die Motorenmanufaktur an diesem 
Standort angesiedelt. Die AMG-Mo-
toren werden nach dem Prinzip „One 
Man, One Engine“ gebaut. Mit anderen 
Worten: Jeder Motor hat nur einen, sei-
nen persönlichen Monteur. Sein Name 
wird mit einer Plakette an jeden Motor 
geschraubt. 
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Die Leidenschaft für technische Höchst-
leistung und Rennsport bekamen die 
MIT-Mitglieder bei der Führung durch 
das hochmoderne Motorenwerk schnell 
zu spüren. Höhepunkt für jeden Insider 
ist der Montageplatz von Michael Kübler, 
dem legendären Motorenbauer der Paga-
ni-Aggregate, die auch in Affalterbach 
entstehen.  

Michael Jacobi (Kreisvorsitzender),

info@mit-ludwigsburg.de,

mit-ludwigsburg.de

Michael Jacobi (links, Kreisvorsitzender) und David Schnur (Mitglied im Vorstand) neben einem SLS AMG 
Electric Drive. Das Auto wurde schon 2013 präsentiert und nur an 9 Kunden verkauft. Dieses Fahrzeug 
hat 552 kW (751 PS) und beschleunigt in 3,9 Sekunden auf 100 km/h. Rallyelegende Walter Röhrl z. B. 
bezeichnet dieses Fahrzeug als „unglaublich und atemberaubend“.

W W W . G R O E T Z - F E R T I G G A R A G E N . D E
ALLES AUSSER GEWÖHNLICH. 

  ALLES AUSSER GEWÖHNLICH.  
  GARAGEN VON GRÖTZ.  
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MIT WüHo trifft sich  
mit Peter Schneider  
im Backdorf der Firma  
Häussler
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Der Austausch der Mitglieder 
aus den Kreisen in einem Be-
zirk untereinander ist eine der 

Hauptaufgaben der Bezirke. Dieses Mal 
haben wir uns im Backdorf bei der Firma 
Häussler getroffen. 

Die Firma Häussler ist ein inhaber-
geführtes mittelständisches Unter-
nehmen mit 110 Mitarbeitern in Pro-
duktion und Verkauf. Wir wurden von 
der Firmenleitung in der „Backwelt“ 
empfangen. In diesem Bereich dreht 
sich alles um Brot, Brötchen, Brezeln 
und sonstiges Naschwerk, das wir später 
noch kennenlernen durften. Bei einem 
kleinen Rundgang konnte jeder sehen, 
dass das sehr umfangreich ist - kurz-
um hier gibt es alles, was das Bäcker-
herz begehrt, vom Backofen für Holz-

heizung oder mit Strom betrieben über 
die zahlreichen Mehlmischungen bis zu 
den Knetmaschinen oder den sonstigen 
kleinen Helferlein wie Gärkörbe oder 
Brötchenschneider, die das Backen ein-
fach gelingen lassen. 

Für den Abend konnten wir, dank Mar-
garete Reiser, den Sparkassenpräsident 
Baden-Württembergs Peter Schneider 
als profunden Kenner der Bankenszene 
gewinnen.

Als Einstieg gab er uns einen kurzen 
Einblick in die gerade abgelaufene Vor-
stellung des Geschäftsabschlusses 2022. 
„Das Jahr 2022 war in vielerlei Hinsicht 
eine Zäsur“, so Sparkassenpräsident 
Peter Schneider bei dem kurzen Einblick 
in die Zahlen. „Zunächst sind wir mit 
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großer Zuversicht gestartet, dass wir 
die Pandemie hinter uns lassen. Mit dem 
Beginn des russischen Angriffskriegs auf 
die Ukraine am 24. Februar war die posi-
tive Grundstimmung des Jahresanfangs 
mit einem Schlag verschwunden. Seit-
dem prägen Begriffe wie Zeitenwende, 
Sanktionen, Energieknappheit und stei-
gende Inflation das Wirtschaftsleben.“

Mit der deutlich zu späten Zinsent-
scheidung vom 21. Juli 2022 hat die 
Europäische Zentralbank (EZB) die 
Negativzinsen abgeschafft. Schnei-
der: „Die Zinswende der EZB war 
überfällig angesichts der höchsten 
Inflationsraten seit Bestehen des 
Euros. Allerdings hatte der Markt 
die Entscheidungen der EZB bereits 
vorweggenommen, so dass sich das 
Zinsniveau im Jahr 2022 in einer bis-
her nicht gekannten Schnelligkeit er-
höhte, was zu weiterer Unsicherheit 
führte. Umso froher sind wir, dass die 
über fünf Millionen Privat- und Unter-
nehmenskundinnen und -kunden der 
Sparkassen besonnen reagiert haben. 

So sparten die Privatkundinnen und 
-kunden auch im vergangenen Jahr in 

nennenswerter Höhe (Plus bei den Ein-
lagen von rund 3 Milliarden Euro) – und 
das trotz deutlich gestiegener Aus-
gaben aufgrund der Rekordinflation. 
Gleichzeitig reagierten sie auch mit 
Umsicht auf die Turbulenzen an den 
Börsen und hielten an ihren Wert-
papierbeständen fest. Bei den Im-
mobilienkrediten sicherten sie sich 

zunächst die günstigen Konditionen 
des Jahresanfangs und reagierten dann 
abwartend auf die Unsicherheit durch 
die rasant steigenden Zinsen und die 
hohen Preissteigerungsraten. Aller-
dings ist die Quote der Haushalte, die 
nicht über eine signifikante Sparquote 
verfügen, von ca. 30 % auf ca. fast 60 % 
gestiegen. 

 
U-Taxonomie für Unternehmen aller Größen relevant – 
Komplexer Klassifizierungsrahmen bringt umfangreiche 
Berichtspflichten

Mit der sogenannten Taxonomie, die sämtliche Wirtschaftstätigkeiten hinsicht-
lich ihrer Nachhaltigkeit klassifiziert, will die EU-Kommission ihren „Europäi-
schen Green Deal“ umsetzen. Unternehmen, Investoren und politische Ent-
scheidungsträger sollen so geeignete Informationen darüber erhalten, welche 
Wirtschaftstätigkeiten als ökologisch nachhaltig angesehen werden können.

Die EU-Taxonomie-Verordnung ist als Bestandteil des Green Deal im Juli 
2020 in Kraft getreten. Die ursprüngliche Idee: Finanzmarktakteure sollen 
eine Richtschnur für die Nachhaltigkeitsbewertung erhalten, sodass die 
Transparenz wächst und im Ergebnis die Finanzierung klima- und umwelt-
freundlichen Wirtschaftens begünstigt wird.

Die Taxonomie soll also gleich mehrere Funktionen erfüllen: Sie soll In-
vestitionen in Nachhaltigkeit erhöhen, Sicherheit für Investoren schaffen, 
Privatanleger vor Greenwashing schützen, Unternehmen helfen, klima-
freundlicher zu werden, Marktfragmentierung abmildern und dazu beitragen, 
Investitionen dorthin zu verlagern, wo sie am dringendsten benötigt werden.
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Auch die Unternehmen sicherten sich 
zunächst zu günstigen Konditionen 
ausreichend Liquidität. Sie nutzten die 
neuen Kredite (Zusagen in Höhe von 
rund 17 Milliarden Euro) vorwiegend für 
größere Lagerbestände zur Absicherung 
gegen Lieferengpässe.“

Das nächste Stichwort war „Taxonomie“ 
und die Frage ob es für Unternehmen 
auch kleinerer Größen relevant ist?
Taxonomie (altgriechisch  Ordnung’ und 
νόμος nómos ,Gesetz’) ist ein einheit-
liches Verfahren oder Modell (Klassi-
fikationsschema), mit dem Objekte nach 
bestimmten Kriterien klassifiziert, das 
heißt in Kategorien oder Klassen (auch 
Taxa genannt) eingeordnet werden.

Wer es glaubt wird selig! Als Beispiel 
gilt die Rüstungsindustrie, bis zum Ja-
nuar 2022 war sie das Schmuddelkind 
schlechthin, keine Bank wollte sie in 
ihrem Portfolio haben und ganz sicher 
war sie nicht grün, sondern tiefdunkel-
braun klassifiziert. Dann kam der Feb-
ruar, und auf ein mal waren Krauss-Maf-
fei-Wegmann, Diehl Defence, Heckler 
& Koch, Rheinmetall Defence oder wie 

sie alle heißen grün, grüner geht es gar 
nicht mehr. 

Genau hier liegt auch das Problem, so 
Peter Schneider, bei den Regeln zur 
Klassifizierung und Anwendung gibt 
es kein exakt bezeichnetes Regelwerk, 
nach dem  allgemeingültig gewichtet 
oder gewertet werden könnte. Woher 

sollen die Banken genaues Daten-
material als Werte oder gar Referenz-
werte für die einzelnen Firmen und 
Branchen erhalten oder hinzuziehen 
können?

Von den Anwesenden kam dann auch 
noch der sehr interessante Einwand, 
dass die Taxonomie ja erstmal nur für 
Großbetriebe wie Aktiengesellschaften 
etc. sei. Weit gefehlt, als kleiner Be-
trieb unter 10 Beschäftigten sei man 
genauso betroffen. Er liefere an eine 
Aktiengesellschaft Fahnen und was 
war das Ende vom Lied? Er soll doch 
schnellstens seine entsprechende Be-
urteilung nach der EU-Taxonomie vor-
legen, denn um Kennzahlen berechnen 
oder die eigene Taxonomie-Konformi-
tät umfassend beurteilen zu können, 
benötigen sie die Daten. 

Taxonomie ist ein hoch komplexes Unter-
fangen – und wird sich unter anderem 
auch auf die Kreditvergabe auswirken. 
Frühzeitige Vorbereitung ist ratsam. 

Achim Rieger  

(Bezirksvorsitzender MIT WüHo),

achim.rieger@mit-wueho.de
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Wenige Meter vom Signal Iduna Park entfernt traf sich der Bundes-
vorstand zu einer Klausurtagung in Dortmund. Die echte Liebe zum 
Mittelstand, kleine Reminiszenz zum BVB-Slogan, wurde nicht nur 
durch die Anwesenheit des amtierenden Ministerpräsidenten von 
Nordrhein-Westfalen Hendrik Wüst wertgeschätzt. 
Der Geist und das Ambiente der sportlichen Umgebung zeigte 
auch seine Wirkung bei den zahlreichen Beratungen. Die engagier-
te Mannschaft der Fürsprecher für den Mittelstand, unter Leitung 
von Gitta Connemann, hatte sich viel vorgenommen: Satzungs-
änderung, Arbeitskräftemangel, erneuerbare Energien, Zukunfts-
fähigkeit sind nur ein paar Schlagworte, die das Arbeitspensum 
abbilden. Wenn sich Mittelständler treffen, wird auch immer die 
Hydra der Bürokratie gegeißelt. Ein Hoffnungsschimmer am Ho-
rizont waren die konkreten Beispiele des Bürokratiebeauftragten 
der Bayerischen Landesregierung Walter Nussel MdL.
In der gemeinsam verabschiedeten Dortmunder Erklärung zeigt 
die MIT, wie Deutschland als Chancenland statt Verbotsrepublik 
reüssieren könnte.
Einziger Wehmutstropfen der Veranstaltung war die Abberufung 
des Hauptgeschäftsführers Thorsten Alsleben. Der Trennungs-
schmerz war auf beiden Seiten greif- und spürbar, aber die Stan-
ding Ovations für seine Arbeit zeigten ehrliche Wertschätzung 
und alle sind überzeugt davon, dass man sich im Dienste des 
Mittelstandes bei anderen Gelegenheiten wieder treffen wird.  

Ruth Baumann (Beisitzerin im MIT-Bundesvorstand),

wifo@mit-lvbw.de

Echte Liebe zum 
Mittelstand
Der Bundesvorstand der MIT war in Klausur in Dortmund

MIT Bund
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Weitere Informationen zur Dortmunder Erklärung

Deutschland als Chancenland statt Verbotsrepublik

mit-bund.de/content/dortmunder-erklaerung-deutschland-als-chancenland-statt-verbotsrepublik

Fotos: MIT Bund
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Die aktuelle Energiekrise zeigt die Not-
wendigkeit, die Energiequellen kurz- und 
mittelfristig zu diversifizieren. Also müssen 
alternative Energiequellen erschlossen wer-
den, um die Klimaschutzziele zu erreichen 
und gleichzeitig den Wirtschaftsstandort 
Deutschland zu erhalten. Im Bereich bis 
250°C ist Geothermie eine wichtige, bis-
lang zu wenig genutzte Energiequelle in 
Deutschland. Es müssen zahlreiche Hemm-
nisse beseitigt werden, um einen kunden-
orientierten Markthochlauf der klima-
freundlichen Technologie zu erreichen. 
Geothermie kann zur Schlüsseltechno-
logie der Energiewende, insbesondere der 
Wärmewende, werden.
Die Mittelstands- und Wirtschaftsunion 
fordert:

1. Datenkampagne starten – 
Informationsdefizite abbauen

• Um eine bundesweite einheitliche 
Datenbank zur Verfügung zu haben, 
müssen die bereits vorhandenen hoch-
wertigen Informationen der Länder be-
rücksichtigt werden.

• Die Einbindung der Staatlichen Geo-
logischen Dienste der Länder in diesen 

Prozess entfaltet ihre volle Wirkung, 
wenn für diese zusätzliche Aufgabe die 
finanziellen und personellen Kapazitäten 
der Landesämter und regionalen Akteure 
angemessen aufgestockt werden.

• Die Ergebnisse der Datenkampagne 
sollten in die Informationsangebote 
für die kommunale Wärmeplanung ein-
bezogen werden.

2. Explorationskampagne starten – 
Marktvorbereitung schaffen

• Es braucht die zügige Umsetzung einer 
umfassenden Explorationskampagne 
bis spätestens Ende 2023.

• Es müssen die erforderlichen Finanz-
mittel zur Verfügung gestellt werden, 
um neue Projekte anzustoßen. Für 
diese Projekte sollten Seismik und eine 
erste Bohrung zu 100 % vom Bund fi-
nanziert werden. Bei erfolgreicher 
Bohrung wird die Zuwendung an einen 
Fonds zurückgegeben, aus dem zu-
künftige Bohrungen finanziert werden.

3. Beschleunigung von  
Genehmigungsverfahren – 

Optimierungspotenziale identifizieren

• Die Beschleunigung von Ge-
nehmigungsverfahren ist ein zentra-
les Instrument für den Hochlauf der 
Geothermie-Nutzung. In einem Geo-
thermie-Erschließungsgesetz sollen 
alle erforderlichen Novellierungsver-
fahren gebündelt werden.

• Grundsätzlich müssen Genehmigungs-
verfahren so ausgestaltet sein, dass es 
ermöglicht wird, Projekte der Tiefen 
bzw. Mitteltiefen Geothermie inner-
halb von 24 Monaten umzusetzen. 
Hierfür sind eine deutlich höhere 
Konzentration und Beschleunigung 
der einzelnen Genehmigungsschritte 
erforderlich.

4. Förderprogramme – Impulse geben 
und Marktvorbereitung

• Die von der Bundesregierung in Aussicht 
gestellte Anerkennung der Tiefen Geo-
thermie als förderfähige Technologie ist 
ein gutes Signal. Um den Hochlauf der 
Geothermie zu gewährleisten, sollte die 
Wirtschaftlichkeitslückenberechnung 

Markthochlauf bei der 
Geothermie  
beschleunigen
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der BEW (Bundesförderung für effizi-
ente Wärmenetze) zur Feststellung der 
Förderhöhe entfallen. Der Markt ist 
gegenwärtig zu dynamisch, als dass eine 
belastbare Berechnung durchgeführt 
werden könnte.

• Darüber hinaus muss die Möglichkeit 
eingeräumt werden, direkt auf die In-
vestitionskostenförderung zuzugreifen, 
ohne dass die vorherige Erstellung 
eines Trafoplans obligatorisch ist. Das 
Kumulierungsverbot von BEW und EEG 
(Erneuerbare-Energien-Gesetz) muss 
aufgehoben werden, da Geothermie-
Stromprojekte regelmäßig Geothermie-
Wärmeprojekte anstoßen.

• Überdies sollte die BEW durch ein KfW-
Kreditprogramm flankiert werden, da 
selbst bei Inanspruchnahme des BEW-
Förderhöchstsatzes die benötigten 
Finanzmittel für die Projektrealisierung 
erheblich sind. Eine Projektfinanzierung 
muss daher zu annehmbaren Konditio-
nen gewährleistet sein.

• Die KfW muss geeignete Bürgschafts-
instrumente zur Verfügung stellen, um 
das Fündigkeitsrisiko der Kommunen 
abzusichern.

5. Akzeptanz

 Die Vorteile einer geothermischen Wärme-
versorgung sind der deutschen Gesell-
schaft unzureichend bekannt. Die Bundes-
regierung muss durch Bereitstellung 
von Informationen und eine öffentlich-
keitswirksame Kommunikation dazu bei-

tragen, dass eine breite gesellschaftliche 
Akzeptanz für geothermische Projekte ge-
schaffen wird und gleichzeitig Ängste und 
Vorurteile abgebaut werden.

Der Beschluss wurde mit Bitte um Berück-
sichtigung an den Fraktionsvize der Jens 
Spahn der CDU-/CSU-Bundestagsfraktion 
für Wirtschaft, Klima und Energie, Mittel-
stand und Tourismus, Jens Spahn MdB, an 
den Vorsitzenden der AG Klimaschutz und 
Energie, Dr. Andreas Jung MdB, an den 
Fachsprecher Mark Helfrich MdB, an den 
Fachreferenten des Konrad-Adenauer-Hau-
ses sowie an einen Fachverteiler geschickt.

 
Weitere Informationen

Diesen und weitere Beschlüsse des MIT-Bundesvorstands finden Sie  
auf der Webseite der Mittelstands- und Wirtschaftsunion unter 
mit-bund.de/beschluesse-bundesvorstand.
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Das war mal wieder eine Ver-
anstaltung der dritten Art - ein 
Offenbarungseid für die wirt-

schaftlichen Träger der Politik der CDU. 

Erst einmal auf den Mittelstand ein-
prügeln, die sollen nicht immer meckern, 
denen geht es doch gar nicht so schlecht. 
Alle Krisen haben wir gemeistert und 
immer hat es sich gezeigt, dass die trotz-
dem noch Geld verdienen…

Dann zum angenehmen Teil schwenken 
und die Bauern gelobt und in Schutz 
genommen vor dem rauen Wind, der 
da weht mit der neuen Spritzmittelver- 
ordnung etc. Eine Dreiviertelstunde den 
Bauern den Bauch gepinselt für nix. Wer 
sind wir denn?! 

In der Landwirtschaft sind es in Baden-
Württemberg ca. 40.000 Betriebe mit 
umgerechnet ca. 64.000 in Vollzeit be-
schäftigten Personen. Bitte nicht falsch 
verstehen, das sind meistens auch klein- 
und mittelständische Betriebe, aber was 
hat die CDU den restlichen 90 % mit 
6,4 Millionen berufstätigen Menschen 
im Land zu sagen? Das sind die, die das 
Ganze erarbeiten, es sind die, die das 
Ganze bezahlen!

Um es kurz auf den Punkt zu brin-
gen: Wenn wir, die Mittelständler, es 
nicht schaffen, irgendwie etwas zu ver-
dienen, seien die Umstände auch noch 
so schlecht, dann haben unsere Kinder 
nichts zu beißen!

Wir sind nicht die, bei denen das Ge-
halt zum Dach reinregnet und wir den 
Monatsletzten getrost abwarten können, 
da kommt das dann wie der göttliche 
Segen – einfach so. Nein, wir müssen ma-
lochen und alles versuchen, etwas zu er-
gattern und sind die Prügel auch noch so 
groß, die unsere Politiker uns zwischen 
die Füße knallen. Habt Ihr nicht kapiert, 
dass Feuer unterm Dach ist? Dass schon 
die Gewerkschaften den Unternehmern 
mit Artikeln in den Zeitungen zu Hilfe 
kommen? Ich hätte niemals gedacht, 
dass ich der Gewerkschaft einmal dank-
bar sein muss. 
Bitte nicht vergessen: 
Wir sind nicht die Großindustrie.

Es wundert mich nicht, dass wir mit der 
CDU von einstmals 55 % auf 24 % runter-
gefallen sind – und das wird dann auch 
noch mit beifälligem Gemurmel belohnt, 
weil es ja jetzt 1 % mehr wurde. Wie tief 
sind wir gesunken?! 

Unsere Amt- und Würdenträger, die sich 
mit so einem Niedergang zufrieden-
geben und nie auch nur ihre eigenen 
Positionen oder ihre Leistung bei den 
Bürgern in Frage gestellt haben. Mit der 

Selbstreflektion haben wir es in der CDU 
nicht so. Seit der Oberboss an der Macht 
ist, warte ich noch auf die verschiedenen 
genauen Betrachtungen über die Gründe 
zu den krachend verlorenen Wahlen, die 
er mit den jeweiligen Amt- und Würden-
trägern zu verantworten hat, aber - wie 
immer - das wird nix! 
Was haben wir den Wählern denn anzu-
bieten? Ein Programm von vorgestern 
mit Personen, die nach hinten, statt 
nach vorne schauen: „Mann, waren wir 
mal gut, die absolute Mehrheit hatten 
wir.“ Das Argument, dass wenn der Kret-
schmann nicht mehr ist, wird alles besser 
und wir kehren dann zur alten Stärke zu-
rück, ist ein Gerücht! 

Ohne charismatische Personen, ohne ein 
nach vorne gerichtetes Programm, das 
nicht nur grün ist, sondern unsere Wähler 
abholt, wo sie stehen, werden wir in der 
Versenkung verschwinden. Auf Landes-
ebene hat es gerade noch zu einem 
Juniorpartner gereicht. Ich bin gespannt, 
wo es bei der nächsten Europawahl und 
erst bei der Bundestagswahl endet. 

Ich sehe keinerlei Wunsch zur Ver-
änderung, sondern nur: „Mir wird es schon 
noch raus reichen“.  Das ist ein Offen-
barungseid vor unseren Wählern! 

Achim Rieger  

(Bezirksvorsitzender MIT WüHo),

achim.rieger@mit-wueho.de

MIT Land

Achim Rieger, Bezirksvorsitzender der  
MIT Württemberg-Hohenzollern 

Ich bin erschüttert!

!
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„Ich bin neu in der MIT, weil …

Zusammen mit ihren Eltern kam Lucia Ba-
trnek (51) als 8-jähriges Kind aus Italien 
nach Deutschland. Nach Absolvieren der 
Mittleren Reife arbeitete sie im Einzel-
handel. Erst nach der Hochzeit und der 
Geburt ihrer ersten Tochter entschied sie 
sich für eine Ausbildung zur Finanzbuch-
halterin und stieg nach dem Schulbeginn 
ihrer zweiten Tochter ins Familienunter-
nehmen ein. Internationale Transporte 
Batrnek bietet mit seinem Fuhrpark vom 
Pkw für Expressfahrten bis zum Sattel-
zug für 34 Stellplätze eine große Vielfalt 
an Transportmöglichkeiten europaweit 
an. Bei insgesamt 59 Mitarbeitenden 
verantwortet Batrnek hier Personal und 
Buchhaltung, vertretungsweise springt 
sie aber auch selbst als Fahrerin ein.

In ihrer Freizeit kümmert sie sich um das 
Wohl ihrer Familie einschließlich 
Familienhund und engagiert sich darüber 
hinaus gerne ehrenamtlich für soziale 
Projekte. 

Lucia Batrnek,

info-l@batrnek-transporte.de,

batrnek-transporte.de

Lucia Batrnek
Finanzbuchhalterin

MIT Ludwigsburg

„… ich mir Erfahrungsaustausch 
und Informationen in der regio-
nalen und überregionalen Politik 
erhoffe.“

Michael Keller (49) studierte BWL mit 
Schwerpunkt Marketing und ist Träger 
des Marketingpreises des Marketing-
Clubs Mainfranken. Bereits während 
des Studiums gründete er seine eigene 
Internet-Agentur. 
Bis heute entwickelte sich keller.mitaus-
blick zu einer Full-Service-Agentur mit 
über 15 Mitarbeitern. Die Werbeagentur 
betreut ambitionierte Handwerks-
betriebe, Mittelständler und an der Spit-
ze stehen familiengeführte Konzerne wie 
Kurtz Ersa und Würth.
keller.mitausblick begreift die Sterne am 
Himmel als Markensterne der Kunden. 
Genau diese will das Spezialisten-Team 
mit den Agenturleistungen zum Stahlen 
bringen. Daher auch der Agentur-Claim: 
Wir bringen Marken zum Strahlen.
Seine Energie für den Job zieht der zwei-
fache Familienvater aus dem Wasser-
sport. Neben Wasserski und Wakeboard 
segelt er leidenschaftlich mit seinem 
Katamaran Leopard 45. 

Michael Keller,

michael.keller@mitausblick.de,

keller-mitausblick.de

Andreas Pusch
Geschäftsführender Gesellschafter

MIT Göppingen

Michael Keller
Dipl.-Betriebswirt (FH), Inhaber 

MIT Main-Tauber

„… gerade auch der kleinere Mit-
telstand maximal stark vertreten 
sein muss.“

„… der Mittelstand das Rückgrat 
der deutschen Wirtschaft ist und 
wir nur gemeinsam die zahlrei-
chen Herausforderungen meis-
tern werden.“

Andreas Pusch (52) lebt mit seiner Fami-
lie in Eislingen und ist im Kreis Göppingen 
fest verwurzelt. Als Vollblutunternehmer 
hat er dort in den letzten 27 Jahren meh-
rere Unternehmen gegründet und führt 
diese auch heute noch erfolgreich. Der 
Startschuss für sein erstes und inzwischen 
größtes Unternehmen, die Pusch-Data, 
fiel während seines Informatikstudiums 
im Jahr 1995 und ist heute mit ca. 95 Mit-
arbeitenden ein überregional agierender 
Anbieter für IT-Dienstleistungen mit dem 
Fokus auf Lösungen für Infrastruktur und 
IT-Cybersecurity. 

Neben zahlreichen sozialen Engagements 
hat Pusch ein Impuls- und Gründer-
zentrum ins Leben gerufen, in dem er 
Start-ups und junge Unternehmen ehren-
amtlich mit seinem Wissen und seinem 
Netzwerk unterstützt. Seine wenige freie 
Zeit genießt er gerne bei einer Jogging-
runde durch den Wald oder beim Wan-
dern. 

Andreas Pusch,

andreas.pusch@pusch-data.de,

pusch-data.de
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„Die Viertagewoche bei vollem Lohn-
ausgleich ist der Weg in eine attraktive 
industrielle Arbeitswelt, die Leben und 
Arbeit gut vereinen lässt.“ So sieht das 
die IG Metall.

Mit dem Inflation Reduction Act der 
USA wird auf Standortentscheidungen 
auch der deutschen Industrie Einfluss 
genommen.

Deutschland hat die höchsten Strom-/
Energiepreise weltweit. Das hinderte die 
Politik nicht, am 15.04.2023 die letzten 
3 Kernkraftwerke abzuschalten. Sie zäh-
len weltweit zu den sichersten, die viele 
Jahre weiter betrieben werden könnten. 
Für den grünen Minister Habeck ist es 
jedoch selbstverständlich, dass in der 
Ukraine die Kernkraftwerke betrieben 
werden, solange sie sicher laufen. Für 
Deutschland gilt dies offenbar nicht!

In Wolfsburg war z. B. das Stammwerk von 
VW im vergangenen Jahr nur zu gut der 
Hälfte ausgelastet. All dies lag nicht nur 
am Chip-Mangel. In den letzten 10 Jahren 
ist dort die klassische Fahrzeugproduktion 
um 36 % eingebrochen. Im Ausland ist die 
Produktion deutscher Automobilfirmen 
aber gestiegen. Dies ist der Marschbefehl 
für die mittelständischen Automobilzu-
lieferer ins Ausland. 

Allerorten herrscht Personalknappheit. 
Die Bürokratie schreitet unaufhaltsam 
mit Höchstgeschwindigkeit voran. Hier 
- und nicht auf der Autobahn - ist ein 
Tempolimit erforderlich.
Allein durch die Umsetzung der Nach-
haltigkeitsberichterstattung (CSRD EU) 
werden in Deutschland künftig statt 
bisher 500 Unternehmen 15.000 Unter-
nehmen berichtspflichtig werden.
Das Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz  

macht die Unternehmen für den welt-
weiten Menschenrechtsschutz ver-
antwortlich. Der Staat versagt, die 
Unternehmen sollen es richten. Die Be-
richtspflichten und Risikoabwägungen 
werden auch den kleinen Mittelstand 
mittelbar treffen, denn die Unternehmen 
ab 1.000 Arbeitnehmern werden sich bei 
ihren Zulieferern absichern.

Mit der Taxonomie-Verordnung (EU) 
muss die Realwirtschaft über den öko-
logisch nachhaltigen Anteil ihrer Um-
satzerlöse, Investitionen und Betriebs-
ausgaben berichten.

Sie sehen, lieber Leser, der staatliche, büro-
kratische Durchgriff auf den produktiven 
Alltag der Unternehmen beschränkt sich 
nicht auf Rahmenbedingungen. Das, was in 
Wirklichkeit Wirtschaftslenkung ist, nennt 
man „Green Deal“ oder „Fit for 55“.

Mit Volldampf in die 
Deindustrialisierung!

Wirtschaft
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Der Mittelstand steht von allen Seiten 
unter Beschuss. Unser „Gesellschaftsver-
trag“ zerbröselt. Es fehlt an ganzheitlicher 
Betrachtung. 

Dennoch: Deutschland und Europa haben 
Zukunft, wir müssen Sie nur unideologisch 
wollen. 

Wir sind keineswegs die „Last Genera-
tion“, aber wir müssen deshalb dem Mittel-
ständler zurufen: Bringt Euch ein in die Poli-
tik, wie und wo auch immer!
Denn es ist nicht die Breite der Gesell-
schaft, die Berlin als „Regenbogenhaupt-
stadt“ feiert und mehr lesbische Sichtbar-
keit für erforderlich hält, die die deutsche 
Sprache durch Gendern verhunzt und die 
dem identitätspolitischen Zeitgeist huldigt.

Aufwachen! Wir brauchen ein neues Wirt-
schaftswunder! Es ist noch nicht zu spät, 
den Wirtschaftsstandort Deutschland auch 
für mittelständische Betriebe zukunftsfähig 
zu machen. 

Dr. Albrecht Geier,

wifo@mit-lvbw.de

Dr. Albrecht Geier, Beisitzer im Landesvorstand der 
MIT Baden-Württemberg

Vorlandstraße 1

77756 Hausach

uhl-baustoffe.de

FON 0 78 31 78 9-0

FAX 0 78 31 74 75

E-Mail info@uhl-baustoffe.de

AUS TRADITION AM PULS DER ZEIT.
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Der Zusammenbruch der Silicon Valley 
Bank in den USA und die Übernahme der 
schweizerischen Credit Suisse durch ihren 
Konkurrenten UBS haben Ende März die 
Finanzmärkte verunsichert. Schlagzeilen 
wie „Droht jetzt eine neue Finanzkrise?“ 
oder „Bankenkrise wie 2008“ schreckten 
auf. Zu stark sind die Erinnerungen an die 
Insolvenz der US-amerikanischen Invest-
mentbank Lehmann Brothers im Sep-
tember 2008, welche uns in eine globale 
Finanzkrise gestürzt hatte.

Aber 2008 und 2023 sind nicht vergleich-
bar. In den 15 Jahren hat sich der euro-
päische und insbesondere der deut-
sche Bankenmarkt deutlich stabiler 
aufgestellt, als dies noch 2008 der Fall 
gewesen ist. Wir haben aus der Krise ge-
lernt. Daher sind heute die Ansteckungs-
risiken für Europa gering. Die Gründe 
hierfür sind vielfältig.

Seit der Finanzkrise hat sich viel getan. 
In Europa gelten deutlich strengere Vor-
schriften bezüglich der Eigenkapital-
unterlegung und Liquiditätsausstattung 
von Kreditinstituten. Hier liegt ein 
wesentlicher Unterschied zu den USA. 
Die Trump-Regierung hat viele Vor-
schriften, die nach 2008 eingeführt wor-
den waren, wieder abgeschafft. Basel III 
gilt nur für eine Handvoll Banken und die 
Schwelle, ab der eine Bank als system-

relevant eingestuft wird und in der Folge 
einer strengeren Überwachung unter-
liegt, wurde von 50 Milliarden Dollar auf 
eine Bilanzsumme von 250 Milliarden 
Dollar heraufgesetzt. In Deutschland 
muss hingegen jedes Institut, unabhängig 
von seiner Größe, die Anforderungen aus 
Basel III erfüllen.

Viele kleine Banken und Sparkassen 
sind besser als wenige große

Zusätzlich stabilisierend wirkt, dass die 
europäische und insbesondere die deut-
sche Bankenlandschaft durch viele kleine 
und mittlere Institute gekennzeichnet ist. 
Darunter fallen Genossenschaftsbanken 
als auch Sparkassen. Während US-
Regionalbanken ins Straucheln gerieten, 
konnten die baden-württembergischen 
Sparkassen mit ihrer hohen Eigenkapital-
stärke temporäre Wertberichtigungen in 
Folge des Zinsanstiegs nahezu problem-
los wegstecken.

Das zeigt einmal mehr: Das Geschäfts-
modell der Sparkassen funktioniert. Sie 
weisen ein stabiles Einlagen- und Kredit-
geschäft auf, das durch eine hohe Granu-
larität geprägt ist und dadurch weniger  
anfällig für Schocks ist. Als Haupt-
finanzierer des Mittelstands und regio-

nal vor Ort tätige Kreditinstitute sind 
die Sparkassen nah bei ihren Kundinnen 
und Kunden. Dies ermöglicht eine tiefe 
Kundenkenntnis und schafft Vertrauen. 
So vertrauen die Kundinnen und Kunden 
der 50 selbstständigen Sparkassen in Ba-
den-Württemberg ihren Sparkassen der-
zeit insgesamt 166 Milliarden Euro an mit 
weiterhin steigender Tendenz.

Verbünde machen deutsches  
Banksystem krisenfest

Ein großer Vorteil des deutschen Banken-
markts sind die Verbünde. Deutsche 
Sparkassen sind, ebenso wie die Volks- 
und Raiffeisenbanken, Teil eines engen 
Verbundsystems. Verbünde sind dich-
te Netzwerke. Sie sind arbeitsteilig or-
ganisiert, was sie effizient und stabil 
macht. Die Verbünde stiften Vertrauen, 
nicht zuletzt durch ihre gemeinsamen 
Sicherungssysteme, der sogenannten 
Institutssicherung, in denen alle Insti-
tute füreinander einstehen – frühzeitig 
und präventiv, ohne dass es überhaupt 

2023 ist nicht 2008: 

Finanzsystem heute 
viel stabiler

Peter Schneider, Präsident des Sparkassenverbands 
Baden-Württemberg
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zu einem Einlagensicherungsfall kommt. 
Das heißt bei Sparkassen sind über das 
Verbundsystem alle Einlagen ohne jede 
Obergrenze geschützt, nicht nur die der 
Privatkunden, sondern auch der Unter-
nehmen und der Kommunen. Alle Ein-
legerinnen und Einlegern wissen, dass ihr 
Geld sicher ist.

Wir brauchen eine  
zielgerichtete Regulierung

In der aktuellen Debatte um die 
Funktionsfähigkeit des Bankensystems 
werden wieder Forderungen nach einer 
strengeren Regulatorik laut. Es gibt 
Stimmen, die eine 1:1-Umsetzung des 
Baseler Regelwerks in der EU im Rah-
men von Basel III final fordern. Völlig ig-
noriert wird dabei allerdings, dass nicht 
alle Kreditinstitute per se ein riskantes 
Risikoprofil ausweisen. In der Finanzkrise 
2008 als auch jetzt hat sich bewahrheitet, 
dass kleinere Kreditinstitute nicht 
die Schwachstelle im Bankensystem 
darstellen.

Daher bedarf es einer differenzierten 
Betrachtungsweise und einer verhältnis-
mäßigen Behandlung solcher Kredit-
institute. Eine noch strengere Regulie-
rung würde hier kontraproduktiv wirken 

und kleinere Häuser proportional stär-
ker belasten. Als Folge würden Kredite 
zwangsläufig teurer werden. Die Trans-
formation der Wirtschaft benötigt aber 
enorme Investitionsvolumen - von drei-
stelligen Milliardenbeträgen ist die Rede. 
Diese sind ohne die Sparkassen aller-
dings nicht zu stemmen.

Die im Februar 2023 aktivierten Kapital-
puffer der Bafin kosten die baden-würt-
tembergischen Sparkassen allein bis zu 
35 Milliarden Euro an Kreditvergabe-
spielraum. Daher braucht es nicht ein 
Mehr an Vorschriften, sondern eine ziel-
gerichtete Form der Regulierung. So 
unterliegt zum Beispiel der stetig wach-
sende sogenannte graue Kapitalmarkt 
außerhalb von Banken und Sparkassen 
überhaupt keiner Regulierung. Natürlich 
müssen Banken mit einem risikoreichen 
Geschäftsmodell streng reguliert wer-
den. Aber kleinere Kreditinstitute mit 
einem risikoarmen Geschäftsmodell, wie 
die Sparkassen und die Genossenschafts-
banken, sollten jetzt von unverhältnis-
mäßigen Auflagen entlastet werden. 

Peter Schneider (Präsident), 

Stephan Schorn (Pressesprecher),

stephan.schorn@sv-bw,de,

sv-bw.de

Sparkassen in Baden-Württemberg
Kontinuierliche Steigerung des Eigenkapitals
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WWW.BURGER–GROUP.COM

Die BURGER GROUP mit Haupt-
sitz in Schonach ist einer der 
führenden Systempartner im 
Bereich kundenspezifischer An-
triebstechnik. 
Mit über 1000 Mitarbeitern an 
sieben Standorten in Europa und 
Nordamerika  schaffen wir in-
novative Lösungen in Metall, in 
Kunststoff, im Materialverbund 
oder als komplettes mecha-
tronisches System. Mit unserer 
Erfahrung aus über 160 Jahren 
Antriebsentwicklung, zukunfts-
weisenden Fertigungstechnolo-
gien und Innovationen finden wir     
                     für jede Anwendung 
                                 den passenden       
                                          Antrieb.

 
ANTRIEBS-
LÖSUNGEN

Schonach | Triberg | Schönwald | Schwaig
CH St. Antoni | CZ Kaznějov | CAN Barrie

FÜR HÖCHSTE ANSPRÜCHE
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Das Lkw-Werk der Daimler Truck AG in 
Wörth, direkt gegenüber Karlsruhe, ist das 
größte seiner Art in Europa. Über 10.000 
Mitarbeiter sind dort beschäftigt. Die 
meisten aus Baden-Württemberg, Rhein-
land-Pfalz und dem Elsass. Die große 
Palette der Nutzfahrzeuge, die dort her-
gestellt werden, ist das Kernkapital der 
Transport- und Logistikbranche, die weit 
überwiegend mittelständisch geprägt 
ist. Transport, Logistik und Energie sind 
für eine moderne Volkswirtschaft das, 
was das Herz-Kreislauf-System für einen 
Körper ist. Im Zuge der Klimapolitik steht 
diese Branche vor einem umfassenden 
technischen Umbruch, wie sie  ihn in 
so kurzen Fristen bisher nie bewältigen 
musste. Es ist, um im Bild zu bleiben, 
eine Operation am offenen Herzen. Das 
war Grund genug für ein ausführliches 
Informationsgespräch von  Christine 
Schneider MdEP, Mitglied des Umwelt-
ausschuss des Europäischen Parlaments  
mit der Leitung des Werkes Wörth am 10. 
März 2023. Mit dabei waren der Parl. Ge-
schäftsführer der CDU-Landtagsfraktion 
Rheinland-Pfalz Martin Brandl MdL und 
als Vertreter der MIT Landesgeschäfts-
führer Helmut Klapheck.

Im Mittelpunkt des Gesprächs stand 
die Frage, ob und wie die Fahrzeug-
hersteller und die Transportbranche 
die neuen von der EU-Kommission vor-
geschlagenen CO2-Emissionsziele er-
reichen können. Die EU-Kommission 
will für neue schwere Nutzfahrzeuge 
die CO2-Emissionen gegenüber 2019 
durchschnittlich in folgendem Umfang 
senken:
• um 45 % ab dem 1.Januar 2030,
• um 65 % ab dem 1. Januar 2035,
• um 90% ab dem 1. Januar 2040.
Werden diese neuen Werte beschlossen, 
drohen den Herstellern bei Nichter-
reichen empfindliche Strafzahlungen. 
Das ist für beide Branchen eine riesige 
Herausforderung. Die Daimler-Benz 
AG als europäischer Marktführer für 
Nutzfahrzeuge setzt auf eine Zwei-
Säulen-Strategie. Bei Entfernungen bis 
500 km wird der E-Lkw mit Batterie der 
Standard werden, bei Fernverkehr und 
internationalen Transporten werden 
Wasserstoff/Brennstoffzellen-Antriebe 
notwendig sein. Nach den Prognosen 
der Lkw-Hersteller wird infolgedessen 
der Absatz von Diesel-Lkw zwischen 
2023 und 2030 von 78,7 % auf 25,9 % 

sinken, der Absatz von Batterie-Lkw 
von 2 % auf 57,8 % und von Brennstoff-
zellen-Lkw von 0,2 % auf 17,2 % steigen. 
Eine dramatische Umwälzung in nur 7 
Jahren. 

Aber es reicht nicht, wenn das den Her-
stellern technisch möglich ist. Die Fahr-
zeuge müssen von den Nutzern, sprich 
den Transportunternehmen, akzeptiert 
werden. Das ist die große Sorge der 
Hersteller, wie Dr. Andreas Bachhofer, 
Leiter Standort und Produktion Mer-
cedes-Benz Trucks Werk Wörth und 
seine Crew eindringlich mahnten. Bei 
der Güterversorgung im Nahverkehr 
wird das zu leisten sein. Bei den grö-
ßeren Entfernungen bis 500 km, die 
mit Batterie derzeit zu leisten sind, ist 
das wesentlich schwieriger. Die Trans-
portunternehmen müssen für einen 
wirtschaftlich tragfähigen Einsatz der 
Fahrzeuge die Zeiten fürs Be- und Ent-
laden, die vorgeschriebenen Ruhe-
zeiten der Fahrer und die Zeiten für 
die Batterieladung verbinden können. 
Die Standzeiten der Fahrzeuge müs-
sen in den heute möglichen Grenzen 
bleiben. Im Stromnetz mit Standard-

Dr. Andreas Bachhofer (Mitte), Leiter Standort 
und Produktion Mercedes-Benz Trucks Werk 
Wörth, erklärt die Konstruktion eines batterie-
betriebenen Actros-Lkw. 

Operation  
am offenen Herzen
Riskante Fahrt zum klimaneutralen Lkw
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kapazität ist der Ladevorgang mit gut 
45 Minuten anzusetzen. Um das mög-
lich zu machen, müssen alle rund 100 
km an den Fernstraßen Ladestationen 
für mehrere Lkw zur Verfügung ste-
hen. Für schnelleres Laden bedarf es 
stärkerer Leitungen vom nächsten 
Umspannwerk. Das wiederum ist die 
Riesenherausforderung für den Staat, 
der eine solche Infrastruktur rechtlich 
und wirtschaftlich möglich machen 
muss. Die Vertreter der Daimler Truck 
AG plädierten deshalb dringend dafür, 
Strafzahlungen bei Nichterreichen der 
Emissionsziele davon abhängig zu ma-
chen, dass die nötige Infrastruktur  tat-
sächlich zur Verfügung steht. Der Druck 
ist groß. So wurde Anfang April 2023 
bekannt, dass die EU-Kommission er-
wägt, die bestehenden Tankstellen zur 
Einrichtung von Strom-Ladestationen 
zu verpflichten. Ein neuer drastischer 
staatlicher Eingriff in eine mittel-
ständische Branche, der rechtlich nicht 
unproblematisch sein dürfte.
Für die MIT als politische Organisation 
der mittelständischen Wirtschaft gibt 
es darüber hinaus aber noch zwei ganz 
grundsätzliche Probleme: Ob die ge-
planten Emissionsziele ab 2030 bis 2040 
technisch tatsächlich erreicht werden 
können, hängt von Entwicklungsfort-
schritten bei der Batterietechnik und 

der Wasserstoffherstellung ab, die 
heute noch nicht gegeben sind. Und 
wir wissen heute nicht, ob das Strom-
netz in Deutschland dem wachsenden 
Bedarf an Regellast elektrischer Ener-
gie gewachsen sein wird, wenn bei 
Straßenverkehr und Gebäudeheizung 
der dauerhafte Strombedarf zugleich 
erheblich steigt. 
Die Schlussfolgerung daraus ist für die 
MIT klar: Es verbietet sich nicht nur aus 
rechtlichen Gründen, sondern auch aus 
wirtschaftspolitischer Vernunft, den 
Unternehmen der Wirtschaft straf-
bewehrte Auflagen zu machen, die 

heute technisch noch nicht zu erfüllen 
sind. Technischen Fortschritt kann man 
nicht planwirtschaftlich befehlen. Und 
für seine mangelhafte Energiepolitik 
muss der Staat die Verantwortung 
selbst tragen. Dafür darf er die Unter-
nehmen der Wirtschaft nicht an den 
Rand ihrer Existenz bringen.“ 

Helmut Klapheck  

(Landesgeschäftsführer MIT RLP),

helmut.klapheck@mit-rlp.de,

mit-rlp.de
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Dold Holzwerke GmbH

Buchenbach
Talstraße 9 · 79256 Buchenbach · Tel. 0 76 61 / 39 64-0 · www.dold-holzwerke.com

Innovation in Holz.

Wir veredeln Holz
aus heimischen
Wäldern.

Schnittholz
Massivholzplatten 
Hobelware
Pellets / Bioenergie

Weitere Infos:
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Umweltschutz ist ein heißes Thema – noch dazu, wenn man es 
inmitten einer Gießerei zwischen Funkenregen am Schmelzofen 
diskutiert.

Anlass eines Besuchs der baden-württembergischen Ministerin 
Thekla Walker bei der Remchinger Gießerei Karl Casper waren 

hohe Investitionen in ein innovatives Konzept zur Energieein-
sparung. Seit Kurzem nutzt die Gießerei die Abwärme aus der 
Industrieschmelzanlage, um über eine Fußbodenheizung in 
einer anderen Halle eine konstante Raumtemperatur über 22 
Grad Celsius für die Aushärtung von Gießformen zu schaffen. 
Wo bisher große Flüssiggas-Heizstrahler zum Einsatz kamen, 
wird die Wärme nun aus Kühlwasser der Induktionsschmelzan-
lagen gewonnen. Weiter stehe die Abwärme für Warmwasser 
und Büroräume zur Verfügung. Dadurch könnten jährlich bis zu 
150.000 Kilowattstunden Flüssiggas eingespart werden – das 
entspreche knapp über 1 % des gesamten Energiebedarfs des 
Unternehmens.

Um ein Vielfaches größer sei der Zugewinn in anderen Be-
reichen: Durch die konstante Fußbodenwärme könne das Mate-
rial schneller und zuverlässiger aushärten, wodurch es zu weni-
ger Formfehlern und Ausschuss komme. Die Investitionskosten 
von 260.000 Euro bezuschusste das Programm „ReTech-BW“ 
mit 65.000 Euro. „Um die große Wende stemmen zu können, 
brauchen wir Unterstützung vom Staat“, betonte Geschäfts-
führer Felix Casper mit Blick auf die Gießereibranche.   

„Das ist eine vorbildliche Investition, mit der Sie eine Blaupause 
schaffen können für andere Unternehmen“, sagte die Ministe-
rin. Es brauche einen Modernisierungsschub, um langfristig 
CO2-neutral und annähernd ressourceneffizient zu sein. 
„Oberste Priorität hat in unserer grünen Industriepolitik die Si-
cherung des Standorts und eine sichere, bezahlbare Energiever-
sorgung“, betonte Walker. 

Julian Zachmann,

Felix Casper, 

felix.casper@casper-guss.de, 

casper-guss.de

Geschäftsführer Felix Casper (links) beim Rund-
gang mit Ministerin Thekla Walker MdL (rechts) 
bei der Karl Casper GmbH & Co. KGPolitik zwischen  

Schmelzofen und Abwärme

Transparenz. Bei WeberHaus fester Bestandteil der Baubera-
tung. Und einer der Gründe für die nachhaltige Begeisterung 
von über 39.000 Kunden.

weberhaus.de

Ehrlichkeit und Vertrauen ...

... für rundum perfekte Ergebnisse.
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Inserentenverzeichnis
 

Un te r n e h m e n  i n  a lp h a b e t i s c h e r  Re i h e n fo lge

Hier geht es zur 
www.mit-bw.de

Inserentenverzeichnis / Marktplatz

AP&S International GmbH 
ap-s.de

1A Autenrieth GmbH & Co. KG 
autenrieth-kunststofftechnik.de

Bartholomäus GmbH 
geba-emerkingen.de

BURGER GROUP 
burger-group.com

Claus Gebäudereinigung GmbH & Co. KG 
claus-gebaeudereinigung.de

Dold Holzwerke GmbH 
dold-holzwerke.com

Artur Farr GmbH & Co KG 
farr-feinmechanik.de

Erwin Friedmann Kunststoffwerk GmbH 
friedmann-formteile.de

Golfclub Marhördt  
Betriebsgesellschaft mbH & Co. KG 

golfclub-marhoerdt.de

Grötz GmbH & Co. KG 
groetz.de

HAKOS  
Präzisionswerkzeuge Hakenjos GmbH 

hakos-gmbh.de

Stefan Hertweck GmbH & Co. KG 
hertweck-praezisionswerkzeuge.de

Honold & Kirchner GmbH 
honold-kirchner.de

Kärcher Tresorbau GmbH + Co. KG 
kaercher-tresorbau.de

Lapp Holding AG 
lappgroup.com

Moräne Kies Gesellschaft mbH & Co. KG 
omk-moraene.de

Prinzing Elektrotechnik GmbH 
prinzing-elektro.de

Rathberger GmbH 
rathberger-blech.de

R.I.E.MPP  
Industrieservice Elektrotechnik GmbH 

riempp.de

Schleith GmbH 
schleith.de

Metallgießerei Schüle GmbH 
schuele-guss.de

SchwörerHaus KG 
schwoererhaus.de

Karl Uhl GmbH & Co. KG 
uhl-baustoffe.de

Weber Haus GmbH & Co. KG 
weberhaus.de

Gebr. Zimmermann GmbH  
Kalk- und Schotterwerk 

felswerk.de

 
 

NIX VON
DER STANGE!
KUNDENSPEZIFISCHE LÖSUNGEN 
AUF HÖCHSTEM NIVEAU!

HAKOS Präzisionswerkzeuge Hakenjos GmbH 
Eichendorffstraße 37  I  78054 VS-Schwenningen

www.hakos-gmbh.devm
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MIT vor Ort
MIT Alb-Donau/Ulm  

www.mit-alb-donau-ulm.de

MIT Baden-Baden/Rastatt  

www.mittelstand-bad-ra.de

MIT Biberach  

www.mit-bc.de

MIT Böblingen  

www.mit-boeblingen.de

MIT Bodenseekreis  

www.mit-bodenseekreis.de

MIT Breisgau-Hochschwarzwald 

 www.mit-breisgau-hochschwarzwald.de

MIT Calw/Freudenstadt  

www.mit-cw-fds.de

MIT Emmendingen  

www.mit-emmendingen.de

MIT Esslingen  

www.mit-esslingen.de

MIT Freiburg 

www.mit-freiburg.de

MIT Göppingen  

www.mit-gp.de

MIT Heidelberg  

www.mit-heidelberg.de

MIT Heidenheim 

MIT Heilbronn

 www.mit-heilbronn.de

MIT Hohenlohe  

www.mit-hohenlohe.de

MIT Karlsruhe  

www.mit-karlsruhe.de

MIT Karlsruhe Land  

www.mit-karlsruhe-land.de

MIT Konstanz 

www.mit-konstanz.de

MIT Lörrach

MIT Ludwigsburg  

www.mit-ludwigsburg.de

MIT Main-Tauber-Kreis 

 www.mit-main-tauber.de

MIT Mannheim  

www.mit-mannheim.de

MIT Neckar-Odenwald 

www.mit-neckar-odenwald.de 

MIT Ortenau  

www.mit-ortenau.de

MIT Ostalb  

www.mit-ostalb.de

MIT Pforzheim  

www.mit-pforzheim.de

MIT Ravensburg  

www.mit-ravensburg.de

MIT Rems-Murr  

www.mit-remsmurr.de

MIT Reutlingen 

www.cdu-kreis-reutlingen.de/vereinigungen

MIT Rhein-Neckar  

www.mit-rhein-neckar.de

MIT Rottweil

MIT Schwäbisch Hall 

www.mit-sha-kv.de

MIT Schwarzwald-Baar 

 www.mitsbk.de

MIT Sigmaringen 

 www.mit-sigmaringen.de

MIT Stuttgart  

www.mit-stuttgart.de

MIT Tübingen

MIT Tuttlingen

MIT Waldshut

MIT Zollernalb  

www.mit-zollernalb.de

MIT Nordbaden  

www.mit-nordbaden.de

MIT Nordwürttemberg  

www.mit-nordwuerttemberg.de

MIT Südbaden  

www.mit-suedbaden.de

MIT Württemberg-Hohenzollern  

www.mit-wueho.de

MIT Baden-Württemberg  

www.mit-bw.de

MIT Bund  

www.mit-bund.de

MIT vor Ort / Impressum
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Mitglied werden

Aufnahmeantrag

Hiermit bitte ich um die Aufnahme in die Mittelstands- und Wirtschaftsunion.
Die grau hinterlegten Felder werden von der MIT ausgefüllt.

Mitgliedsnummer LV/KV Kriterium

Name, Vorname Geburtsdatum

Beruf

Telefon

Firma Branche

E-Mail-Adresse

Eintrittsdatum

PLZ, OrtStraße, Hausnummer

Unterschrift des Neumitglieds Unterschrift des MIT-Kreisvorsitzenden

Name, Vorname des Kontoinhabers Gläubiger-ID

Geldinstitut IBAN

Einzugsermächtigung
Hiermit ermächtige ich die MIT, bis auf Widerruf meinen Jahresbeitrag und die einmalige Aufnahmespende
von folgendem Konto abzubuchen:

Mein Mitgliedsbeitrag beträgt jährlich         € 
(Mindestbeitrag 90 €/Jahr. Der Mitgliedsbeitrag wird als Jahresbeitrag durch 
eine SEPA-Lastschrift eingezogen.)

  

Jetzt Mitglied werden!
Unterschrift Kontoinhaber

Ich bestätige, kein Mitglied einer anderen Partei als der CDU/CSU zu sein.

Geworben von

BIC

Mittelstands- und Wirtschaftsunion Baden-Württemberg
Stammheimer Str. 10, 70806 Kornwestheim
Telefon: 07154 8025-140 
info@mit-bw.de 
www.mit-bw.de

Um unsere Beziehung zu Ihnen auf Sicherheit, Vertrauen und Nachhaltigkeit aufzubauen, bitten wir Sie, 
uns nachfolgendes Einverständnis zu geben:  
Ich bin mit der Erhebung, Speicherung und Nutzung der vorstehenden personenbezogenen Daten sowie der 
besonderen Arten personenbezogener Daten (§ 3 Abs. 9 BDSG, z.B. politische Meinungen) einverstanden. Die 
Daten werden von der Mittelstands- und Wirtschaftsunion Baden-Württemberg, ihren Gliederungen für die 

Übersendung von Einladungen, Newsletter, Informationsmaterial und des Mitgliedermagazins – auch per E-Mail – genutzt. Eine sonstige 
Weitergabe an Dritte findet nicht statt. Die E-Mail-Adresse kann auch für den Versand von Einladungen zu satzungsgemäßen Versammlun-
gen und Einladungen genutzt werden. Der Versand der Einladungen auf elektronischem Wege steht in diesem Fall dem Postweg gleich.  
Ihre persönlichen Daten werden nach Beendigung Ihrer Mitgliedschaft gemäß der gesetzlichen Bestimmungen gelöscht.

Selbstständig
Nicht selbstständig
CDU-Mitglied
Parteilos

MITTELSTANDS- UND
WIRTSCHAFTSUNION
BADEN-WÜRTTEMBERG

Die Aufnahmespende für meinen
 Kreisverband Landesverband Bundesverband

beträgt einmalig   €

Mitglied werden



MIT im Dialog.

Schreiben Sie uns
Ihre Meinung!
z. B. zu unseren Forderungen an die
Landesregierung, zur uns belastenden
Bürokratie und zu unseren Erwartungen
an die Wirtschaftspolitik!

wifo@mit-lvbw.de

Hier geht es zur 
www.mit-bw.de

MITTELSTANDS- UND
WIRTSCHAFTSUNION 
BADEN-WÜRTTEMBERG


